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II. Teil: Studienrecht 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmun­
gen 

Begriffsbestimmungen 

§ 51. (1) In Vollziehung der Studienvorschriften 
werden die Universitäten im Rahmen der Hoheits-
verwaltung tätig. 

(2) Im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 
gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. Anerkannte postsekundäre Bildungseinrich-

tungen sind die Bildungseinrichtungen, die 
Studien im Ausmaß von mindestens sechs 
Semestern durchführen, bei denen die Zulas-
sung die allgemeine Universitätsreife im 
Sinne dieses Bundesgesetzes oder bei künst-
lerischen Studien den Nachweis der künstle-
rischen Eignung voraussetzt und die auf 
Grund der Rechtsvorschriften des Staates, in 
dem sie ihren Sitz haben, als Bildungsein-
richtungen im Sinne dieser Begriffsbestim-
mung anerkannt sind. 

 2. Ordentliche Studien sind die Diplomstudien, 
die Bachelorstudien, die Masterstudien und 
die Doktoratsstudien. 

 3. Diplomstudien sind die ordentlichen Studi-
en, die sowohl der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Berufsvorbildung und der 
Qualifizierung für berufliche Tätigkeiten, 
welche die Anwendung wissenschaftlicher 
und künstlerischer Erkenntnisse und Me-
thoden erfordern, als auch deren Vertiefung 
und Ergänzung dienen. Diese Studien erfül-
len die Anforderungen des Art. 11 lit. e der 
Richtlinie über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen, 2005/36/EG. 

 4. Bachelorstudien sind die ordentlichen Studi-
en, die der wissenschaftlichen und künstleri-
schen Berufsvorbildung und der Qualifizie-
rung für berufliche Tätigkeiten dienen, wel-
che die Anwendung wissenschaftlicher und 
künstlerischer Erkenntnisse und Methoden 
erfordern. Diese Studien erfüllen die Anfor-
derungen des Art. 11 lit. d der Richtlinie über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
2005/36/EG. Sie sind nicht in Studienab-
schnitte gegliedert. 

 5. Masterstudien sind die ordentlichen Studien, 
die der Vertiefung und Ergänzung der wis-
senschaftlichen und künstlerischen Berufs-
vorbildung auf der Grundlage von Bachelors-
tudien dienen. Diese Studien erfüllen die An-
forderungen des Art. 11 lit. e der Richtlinie 
über die Anerkennung von Berufsqualifikati-
onen, 2005/36/EG. Sie sind nicht in Studi-
enabschnitte gegliedert. 

 6. Studieneingangsphase ist das Angebot von 
Lehrveranstaltungen aus den das jeweilige 
Diplom- oder Bachelorstudium besonders 
kennzeichnenden Fächern, das der Informa-
tion und der Orientierung der Studienanfän-
gerinnen und Studienanfänger dient. 

 7. Bachelorarbeiten sind die im Bachelorstudi-
um anzufertigenden eigenständigen schriftli-
chen Arbeiten, die im Rahmen von Lehrver-
anstaltungen abzufassen sind. 

 8. Diplom- und Masterarbeiten sind die wis-
senschaftlichen Arbeiten in den Diplom- und 
Masterstudien, die dem Nachweis der Befä-
higung dienen, wissenschaftliche Themen 
selbstständig sowie inhaltlich und metho-
disch vertretbar zu bearbeiten. 

 9. Künstlerische Diplom- und Masterarbeiten 
sind künstlerische Arbeiten, die dem Nach-
weis der Befähigung dienen, im Hinblick auf 
das Studienziel des Studiums selbstständig 
und wissenschaftlich fundiert künstlerisch 
arbeiten zu können. 

 10. Bachelorgrade sind die akademischen Grade, 
die nach dem Abschluss der Bachelorstudien 
verliehen werden. Sie lauten ‚Bachelor’ mit 
einem im Curriculum festzulegenden Zusatz, 
wobei auch eine Abkürzung festzulegen ist. 
Für den Abschluss des Human- oder Zahn-
medizinischen Bachelorstudiums ist kein 
akademischer Grad zu verleihen. 

 11. Mastergrade sind die akademischen Grade, 
die nach dem Abschluss der Masterstudien 
verliehen werden. Sie lauten: „Master…“ mit 
einem im Curriculum festzulegenden Zusatz, 
wobei auch eine Abkürzung festzulegen ist, 
oder „Diplom-Ingenieurin/Diplom-
Ingenieur“, abgekürzt „Dipl.-Ing.“ oder „DI“; 
für den Abschluss des Humanmedizinischen 
Masterstudiums kann der Mastergrad „Doc-
tor medicinae universae“, abgekürzt „Dr. 
med. univ.“, für den Abschluss des Zahnme-
dizinischen Masterstudiums kann der Mas-
tergrad „Doctor medicinae dentalis“, abge-
kürzt „Dr. med. dent.“ verliehen werden. 

 12. Doktoratsstudien sind die ordentlichen Stu-
dien, die der Weiterentwicklung der Befähi-
gung zu selbstständiger wissenschaftlicher 
Arbeit sowie der Heranbildung und Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
auf der Grundlage von Diplom- und Master-
studien dienen. Sie sind nicht in Studienab-
schnitte gegliedert. 

 13. Dissertationen sind die wissenschaftlichen 
Arbeiten, die anders als die Diplom- und 
Masterarbeiten dem Nachweis der Befähi-
gung zur selbstständigen Bewältigung wis-
senschaftlicher Fragestellungen dienen. 
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 14. Doktorgrade sind die akademischen Grade, 

die nach dem Abschluss der Doktoratsstu-
dien verliehen werden. Sie lauten “Doktorin 
...” oder “Doktor ...”, abgekürzt “Dr. ...”, mit 
einem im Curriculum festzulegenden Zusatz, 
oder „Doctor of Philosophy“, abgekürzt 
„PhD“. 

 15. Ordentliche Studierende sind die Studieren-
den, die zu den ordentlichen Studien zuge-
lassen sind. 

 16. Allgemeine Universitätsreife ist jener Aus-
bildungsstand, der einer Person die Fähig-
keit und das Recht vermittelt, bei Erfüllung 
allfälliger ergänzender studienspezifischer 
Erfordernisse zu einem ordentlichen Studi-
um an einer Universität zugelassen zu wer-
den. 

 17. Besondere Universitätsreife ist die Erfüllung 
ergänzender studienspezifischer Vorausset-
zungen für die Zulassung zu einem bestimm-
ten ordentlichen Studium. 

 18. Ergänzungsprüfungen sind die Prüfungen 
zur Erlangung der allgemeinen Universitäts-
reife oder für den Nachweis der Kenntnis der 
deutschen Sprache oder der körperlich-
motorischen Eignung. 

 19. Zulassungsprüfungen sind die Prüfungen, 
die unter Berücksichtigung der Vorbil-
dungsmöglichkeiten dem Nachweis der 
künstlerischen Eignung für die künstleri-
schen Studien dienen. 

 20. Außerordentliche Studien sind die Universi-
tätslehrgänge und der Besuch einzelner 
Lehrveranstaltungen aus wissenschaftlichen 
Fächern. 

 21. Universitätslehrgänge dienen der Weiterbil-
dung. Die Einrichtung von Universitätslehr-
gängen zur Vorbereitung auf ein künstleri-
sches Bachelor- oder Diplomstudium ist zu-
lässig. 

 22. Außerordentliche Studierende sind die Stu-
dierenden, die zu den außerordentlichen 
Studien zugelassen sind. 

 23. Mastergrade in Universitätslehrgängen sind 
jene international gebräuchlichen Master-
grade, die für die Absolventinnen und Absol-
venten jener Universitätslehrgänge festgelegt 
werden, deren Zugangsbedingungen, Um-
fang und Anforderungen mit Zugangsbedin-
gungen, Umfang und Anforderungen ent-
sprechender ausländischer Weiterbildungs-
angebote vergleichbar sind. 

 24. Curriculum ist die Verordnung, mit der das 
Qualifikationsprofil, der Inhalt und der Auf-
bau eines Studiums und die Prüfungsord-
nung festgelegt werden. 

 25. Prüfungsordnung ist der Teil des Curricu-
lums, der die Arten der Prüfungen, die Fest-
legung der Prüfungsmethode und nähere Be-
stimmungen für das Prüfungsverfahren ent-
hält. 

 26. Der Umfang der Studien mit Ausnahme der 
Doktoratsstudien ist im Sinne des Europäi-
schen Systems zur Anrechnung von Studien-
leistungen (European Credit Transfer System 
- ECTS, 253/2000/EG, Amtsblatt Nr. L 28 
vom 3. Februar 2000) in ECTS-
Anrechnungspunkten anzugeben. Mit diesen 
Anrechnungspunkten ist der relative Anteil 
des mit den einzelnen Studienleistungen 
verbundenen Arbeitspensums zu bestimmen, 
wobei das Arbeitspensum eines Jahres 1 500 
Echtstunden zu betragen hat und diesem Ar-
beitspensum 60 Anrechnungspunkte zuge-
teilt werden. 

 27. Gemeinsame Studienprogramme sind orden-
tliche Studien, die auf Grund von Vereinba-
rungen zwischen einer oder mehreren öster-
reichischen Universitäten, Erhaltern von 
Fachhochschul-Studiengängen, Privatuni-
versitäten oder Pädagogischen Hochschulen 
sowie ausländischen anerkannten postse-
kundären Bildungseinrichtungen in der 
Form eines joint, double oder multiple 
degree programs durchgeführt werden, wo-
bei in diesen Vereinbarungen festgelegt sein 
muss, welche Leistungen die betreffenden 
Studierenden an den beteiligten Institutio-
nen zu erbringen haben. 

 28. Nostrifizierung ist die Anerkennung eines 
ausländischen Studienabschlusses als Ab-
schluss eines inländischen ordentlichen Stu-
diums. 

 29. Qualifikationsprofil ist jener Teil des Curri-
culums, der beschreibt, welche wissenschaft-
lichen und beruflichen Qualifikationen die 
Studierenden durch die Absolvierung des be-
treffenden Studiums erwerben. 

(3) Studierende sind die nach den Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes durch das Rektorat zum 
Studium an der Universität zugelassenen Personen. 

(4) Das Recht, als Vertreterin oder als Vertreter 
der Studierenden in Kollegialorganen tätig zu wer-
den, richtet sich nach dem Hochschülerinnen- und 
Hochschülerschaftsgesetz 1998, BGBl. I 
Nr. 22/1999. 

Einteilung des Studienjahres 

§ 52. Das Studienjahr besteht aus dem Winter-
semester, dem Sommersemester und der lehrverans-
taltungsfreien Zeit. Es beginnt am 1. Oktober und 
endet am 30. September des folgenden Jahres. Der 
Senat hat nähere Bestimmungen über Beginn und 
Ende der Semester und der lehrveranstaltungsfreien 
Zeit zu erlassen. 

Fernstudien 

§ 53. (1) In jedem Studium dürfen Fernstudien-
einheiten festgelegt werden. Dabei ist die Erreichung 
des Lehrzieles durch die planmäßige Abfolge von 
unterrichtlicher Betreuung und Selbststudium der 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer mittels geeigneter 
Lernmaterialien sicherzustellen. 

(2) Die Aufgliederung der vorgesehenen Unter-
richtseinheiten auf unterrichtliche Betreuung und 
Selbststudium, das Lehrangebot und die vorgesehe-
nen Lernmaterialien sind den Studierenden vor Be-
ginn der Fernstudieneinheit in geeigneter Weise 
bekannt zu machen. 

2. Abschnitt: Studien 

Bachelor­, Master­, Diplom­ und Dokto­
ratsstudien 

§ 54. (1) Die Universitäten sind berechtigt, Dip-
lom-, Bachelor-, Master- und Doktoratsstudien ein-
zurichten. Dabei sind die Studien einer der folgen-
den Gruppen zuzuordnen: 
 1. Geistes- und kulturwissenschaftliche Studi-

en; 
 2. Ingenieurwissenschaftliche Studien; 
 3. Künstlerische Studien; 
 4. Veterinärmedizinische Studien; 
 5. Naturwissenschaftliche Studien; 
 6. Rechtswissenschaftliche Studien; 
 7. Sozial- und wirtschaftswissenschaftliche 

Studien; 
 8. Theologische Studien; 
 9. Medizinische Studien; 
 10. Lehramtsstudien. 

(2) Neu einzurichtende Studien dürfen grund-
sätzlich nur als Bachelor- und Masterstudien einge-
richtet werden. Die am 31. Dezember 2003 in der 
Anlage 1 zum Universitäts-Studiengesetz (UniStG), 
BGBl. I Nr. 48/1997, genannten Studien dürfen als 
Diplomstudien neu eingerichtet werden. Lehramts-
studien und Humanmedizinische Studien sowie 
Zahnmedizinische Studien dürfen nur in Form von 
Diplomstudien angeboten werden. Für die Diplom-
studien sind jeweils die in der Anlage 1 zum   UniStG 
genannten akademischen Grade festzulegen. 

(3) Der Arbeitsaufwand für Bachelorstudien hat 
180 ECTS-Anrechnungspunkte und für Masterstudi-
en mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkte zu 
betragen. Der Arbeitsaufwand für ein Bachelorstu-
dium kann in Ausnahmefällen, wenn dies zur Erlan-
gung der Beschäftigungsfähigkeit zwingend erfor-
derlich ist und diese Studiendauer international 
vergleichbar ist, bis zu 240 ECTS-
Anrechnungspunkte betragen. Zur Beschäftigungs-
fähigkeit ist die Vorlage eines nach international 
anerkannten wissenschaftlichen Kriterien erstellten 
Gutachtens erforderlich. In den Humanmedizini-
schen und Zahnmedizinischen Studien kann der 
Arbeitsaufwand für das Bachelor- und das Master-
studium insgesamt 360 ECTS-Anrechnungspunkte 
betragen. Die Berufsberechtigung für den Beruf der 
Ärztin oder des Arztes und der Zahnärztin oder des 
Zahnarztes bzw. für sonstige Gesundheitsberufe 
richtet sich ausschließlich nach den jeweiligen be-
rufsrechtlichen Regelungen, insbesondere nach der 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen vom 7. September 2005, 2005/36/EG. 

(3a) Die Curricula für Bachelorstudien haben 
ein Qualifikationsprofil (§ 51 Abs. 2 Z 29) zu enthal-
ten. Bei der Gestaltung der Curricula für Bachelors-
tudien ist überdies sicherzustellen, dass Auslands-
studien ohne Verlust von Studienzeiten möglich 
sind. 

(4) Die Dauer von Doktoratsstudien beträgt 
mindestens drei Jahre. Das Studium darf als „Doctor 
of Philosophy“-Doktoratsstudium bezeichnet und 
der akademische Grad „Doctor of Philosophy“, abge-
kürzt „PhD“, verliehen werden. 

(5) Curricula und deren Änderungen sind vor 
der Beschlussfassung dem Rektorat und dem Uni-
versitätsrat, Curricula theologischer Studien auch 
den zuständigen kirchlichen Stellen zur Stellung-
nahme zuzuleiten. Curricula und deren Änderungen 
treten bei Veröffentlichung im Mitteilungsblatt vor 
dem 1. Juli mit dem 1. Oktober desselben Jahres in 
Kraft; bei Veröffentlichung nach dem 30. Juni treten 
sie mit 1. Oktober des nächsten Jahres in Kraft. 

(6) Für die pädagogische und fachdidaktische 
Ausbildung in Lehramtsstudien sind in den Curricu-
la unbeschadet der schulpraktischen Ausbildung 20 
bis 25 vH des gesamten Arbeitspensums für das 
jeweilige Unterrichtsfach vorzusehen. 

(7) Im Curriculum darf als Voraussetzung für 
die Anmeldung zu Lehrveranstaltungen, deren Ver-
ständnis besondere Vorkenntnisse erfordert, der 
Nachweis dieser Vorkenntnisse durch die positive 
Beurteilung bei einer oder mehreren Prüfungen oder 
in anderer zweckmäßiger Form festgelegt werden. 
Diese Festlegungen gelten auch für Studierende, die 
sich zu der betreffenden Lehrveranstaltung im Rah-
men der Nutzung des Lehrangebotes oder eines in-
dividuellen Studiums anmelden. 

(8) Im Curriculum ist für Lehrveranstaltungen 
mit einer beschränkten Zahl von Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern die Anzahl der möglichen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer sowie das Verfahren 
zur Vergabe der Plätze festzulegen. Dabei ist zu be-
achten, dass den bei einer Anmeldung zurückgestell-
ten Studierenden daraus keine Verlängerung der 
Studienzeit erwächst. Im Bedarfsfall sind überdies 
Parallellehrveranstaltungen, allenfalls auch während 
der sonst lehrveranstaltungsfreien Zeit, anzubieten. 

(9) Studien dürfen auch gemeinsam mit ande-
ren Universitäten sowie mit Privatuniversitäten ge-
mäß § 3 des Universitäts-Akkreditierungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 168/1999, Erhaltern von Fachhochschul-
Studiengängen gemäß § 2 des Bundesgesetzes über 
Fachhochschul-Studiengänge, BGBl. Nr. 340/1993, 
und Pädagogischen Hochschulen gemäß § 1 des 
Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, 
durchgeführt werden. Bei Beteiligung von anderen 
als den in § 6 genannten Bildungseinrichtungen 
haben die beteiligten Bildungseinrichtungen eine 
Vereinbarung über die Durchführung, insbesondere 
die Zuständigkeiten (Zulassung, Ausstellung von 
Zeugnissen, Anerkennung von Prüfungen etc.) zu 
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schließen. In dem von den beteiligten Bildungsein-
richtungen gleichlautend zu erlassenden Curriculum 
ist die Zuordnung der Fächer oder Lehrveranstal-
tungen zu der jeweiligen Bildungseinrichtung er-
sichtlich zu machen. Gesetzliche Zuständigkeiten 
bleiben von dieser Bestimmung unberührt. 

(9a) Wenn die beteiligten Bildungseinrichtun-
gen beschließen, ein Studium nicht mehr gemeinsam 
durchzuführen, ist von den beteiligten Bildungsein-
richtungen Vorsorge zu treffen, dass Studierenden 
des betroffenen Studiums der Abschluss des Studi-
ums innerhalb einer angemessenen Frist, die jeden-
falls die Studiendauer zuzüglich von zwei Semestern 
zu umfassen hat, möglich ist. 

(10) Die Universitäten sind auch berechtigt, 
gemeinsame Studienprogramme durchzuführen. Bei 
Vorliegen einer Vereinbarung gemäß § 51 Abs. 2 Z 27 
hat der Senat im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 10 binnen 
angemessener Frist ein entsprechendes Curriculum 
zu erlassen. 

(11) Curricula von Bachelor- und Masterstudien 
sind so zu gestalten, dass Auslandsstudien möglich 
sind. 

(12) Die Verwendung von Fremdsprachen bei 
der Abhaltung von Lehrveranstaltungen und Prü-
fungen, bei der Abfassung von wissenschaftlichen 
Arbeiten, bei der Festlegung von Bezeichnungen für 
die Absolventinnen und Absolventen von Universi-
tätslehrgängen sowie bei der Abfassung von Urkun-
den über die Verleihung akademischer Grade und 
bei der Ausstellung von Zeugnissen und Abgangsbe-
scheinigungen kann im studienrechtlichen Teil der 
Satzung vorgesehen werden. 

Individuelles Studium 

§ 55. (1) Fächer aus verschiedenen Diplom-, 
Bachelor- oder Masterstudien dürfen zu einem indi-
viduellen Diplom-, Bachelor- oder Masterstudium 
verbunden werden. Der Antrag auf Zulassung zu 
einem individuellen Studium ist an jener Universität 
einzubringen, an welcher der Schwerpunkt des ge-
planten Studiums liegen soll. 

(2) Der Antrag hat jedenfalls zu enthalten: 
 1. die Bezeichnung des Studiums; 
 2. ein Curriculum einschließlich Qualifikati-

onsprofil; 
 3. den Umfang in ECTS-Anrechnungspunkten; 
 4. wenn das Studium an mehreren Universitä-

ten durchgeführt werden soll, die Zuordnung 
der Fächer zu den beteiligten Universitäten. 

(3) Der Antrag ist vom für die Organisation der 
Studien zuständigen Organ bescheidmäßig zu ge-
nehmigen, wenn das beantragte Studium einem 
facheinschlägigen Studium gleichwertig ist. In der 
Genehmigung ist der Zeitpunkt der Zulassung zum 
individuellen Studium festzulegen. 

(4) Absolventinnen und Absolventen individuel-
ler Bachelorstudien ist vom für die studienrechtli-
chen Angelegenheiten zuständigen Organ jener Uni-
versität, an welcher der Schwerpunkt des Studiums 

gelegen ist, der akademische Grad „Bachelor“, abge-
kürzt „BA“, Absolventinnen und Absolventen indivi-
dueller Diplomstudien ist der akademische Grad 
„Magistra“ bzw. „Magister“, abgekürzt jeweils „Mag.“ 
zu verleihen, Absolventinnen und Absolventen indi-
vidueller Masterstudien ist der akademische Grad 
„Master“, abgekürzt „MA“ zu verleihen. Überwiegen 
in einem individuellen Diplom- oder Masterstudium 
die Fächer aus ingenieurwissenschaftlichen Studien, 
ist den Absolventinnen und Absolventen der akade-
mische Grad „Diplom-Ingenieurin“ bzw. „Diplom-
Ingenieur“, abgekürzt jeweils „Dipl.-Ing.“ oder „DI“ 
zu verleihen. 

Universitätslehrgänge 

§ 56. Die Universitäten sind berechtigt, Univer-
sitätslehrgänge einzurichten. Diese dürfen auch von 
mehreren Universitäten gemeinsam sowie gemein-
sam mit Privatuniversitäten gemäß § 3 des Universi-
täts-Akkreditierungsgesetzes, Erhaltern von Fach-
hochschul-Studiengängen gemäß § 2 des Bundesge-
setzes über Fachhochschul-Studiengänge und Päda-
gogischen Hochschulen gemäß § 1 des Hochschulge-
setzes 2005 durchgeführt werden. Bei Beteiligung 
von anderen als den in § 6 genannten Bildungsein-
richtungen haben die beteiligten Bildungseinrich-
tungen eine Vereinbarung über die Durchführung, 
insbesondere die Zuständigkeiten (Zulassung, Aus-
stellung von Zeugnissen, Anerkennung von Prüfun-
gen etc.) zu schließen. In dem von den beteiligten 
Bildungseinrichtungen gleichlautend zu erlassenden 
Curriculum ist die Zuordnung der Fächer oder Lehr-
veranstaltungen zu der jeweiligen Bildungseinrich-
tung ersichtlich zu machen. Gesetzliche Zuständig-
keiten bleiben von dieser Bestimmung unberührt. 
Die Universitätslehrgänge dürfen auch während der 
sonst lehrveranstaltungsfreien Zeit sowie zur wirt-
schaftlichen und organisatorischen Unterstützung in 
Zusammenarbeit mit außeruniversitären Rechtsträ-
gern durchgeführt werden. 

Vorbereitungslehrgänge 

§ 57. Die Universitäten gemäß § 6 Z 16 bis 21 
sind berechtigt, Vorbereitungslehrgänge zur Vorbe-
reitung auf ein künstlerisches Bachelor- oder Dip-
lomstudium einzurichten. 

Akademischer Grad und Bezeichnung für die 
Absolventinnen und Absolventen von Univer­
sitätslehrgängen 

§ 58. (1) Im Curriculum eines Universitätslehr-
gangs dürfen im jeweiligen Fach international ge-
bräuchliche Mastergrade festgelegt werden, die den 
Absolventinnen und Absolventen jener Universitäts-
lehrgänge zu verleihen sind, deren Zugangsbedin-
gungen, Umfang und Anforderungen mit Zugangs-
bedingungen, Umfang und Anforderungen entspre-
chender ausländischer Masterstudien vergleichbar 
sind. 
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(2) Wenn Abs. 1 nicht zur Anwendung kommt, 
darf die Bezeichnung “Akademische ...” bzw. “Aka-
demischer ...” mit einem die Inhalte des jeweiligen 
Universitätslehrganges charakterisierenden Zusatz 
festgelegt werden, die den Absolventinnen und Ab-
solventen jener Universitätslehrgänge zu verleihen 
ist, die mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte 
umfassen. 

(3) Den Urkunden über die Verleihung der Be-
zeichnung dürfen fremdsprachige Übersetzungen 
angeschlossen werden, wobei die Benennung der 
Universität und des ausstellenden Organs sowie die 
Bezeichnung selbst nicht zu übersetzen sind. 

3. Abschnitt: Studierende 

Rechte und Pflichten der Studierenden 

§ 59. (1) Den Studierenden steht nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen Lernfreiheit zu. Sie 
umfasst insbesondere das Recht, 
 1. sowohl an der Universität, an der sie zum 

Studium zugelassen wurden, als auch an an-
deren Universitäten die Zulassung für ande-
re Studien zu erlangen; 

 2. nach Maßgabe des Lehrangebotes und nach 
Maßgabe der Curricula zwischen dem Lehr-
personal auszuwählen; 

 3. neben einem ordentlichen Studium an der 
Universität der Zulassung oder anderen Uni-
versitäten das Lehrangebot zu nutzen, für 
welches die Studierenden die in den Curricu-
la festgelegten Anmeldungsvoraussetzungen 
erfüllen; 

 4. die facheinschlägigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen und die Bibliothek an 
der Universität, an der sie zum Studium zu-
gelassen wurden, nach Maßgabe der Benüt-
zungsordnungen zu benützen; 

 5. als ordentliche Studierende eines Diplom- 
oder Masterstudiums das Thema ihrer Dip-
lom- oder Masterarbeit oder das Thema ih-
rer künstlerischen Diplom- oder Masterar-
beit nach Maßgabe der universitären Vor-
schriften vorzuschlagen oder aus einer An-
zahl von Vorschlägen auszuwählen; 

 6. als ordentliche Studierende eines Dokto-
ratsstudiums das Thema ihrer Dissertation 
nach Maßgabe der universitären Vorschrif-
ten vorzuschlagen oder aus einer Anzahl von 
Vorschlägen auszuwählen; 

 7. wissenschaftliche Arbeiten in einer Fremd-
sprache abzufassen, wenn die Betreuerin 
oder der Betreuer zustimmt; 

 8. als ordentliche Studierende nach Maßgabe 
der universitären Vorschriften Prüfungen 
abzulegen; 

 9. nach Erbringung der in den Curricula vorge-
schriebenen Leistungen akademische Grade 
verliehen zu erhalten; 

 10. als außerordentliche Studierende an den 
betreffenden Universitätslehrgängen teilzu-

nehmen und die darin vorgeschriebenen 
Prüfungen abzulegen; 

 11. als außerordentliche Studierende, die nur 
zum Besuch von Lehrveranstaltungen zuge-
lassen sind, Lehrveranstaltungen zu besu-
chen, für welche sie die in den Curricula 
festgelegten Anmeldungsvoraussetzungen 
erfüllen, sowie nach Maßgabe der universitä-
ren Vorschriften Prüfungen abzulegen; 

 12. auf eine abweichende Prüfungsmethode, 
wenn die oder der Studierende eine länger 
andauernde Behinderung nachweist, die ihr 
oder ihm die Ablegung der Prüfung in der 
vorgeschriebenen Methode unmöglich 
macht, und der Inhalt und die Anforderun-
gen der Prüfung durch eine abweichende 
Methode nicht beeinträchtigt werden; 

 13. auf Anträge hinsichtlich der Person der Prü-
ferinnen oder Prüfer. Diese Anträge sind 
nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Bei der 
zweiten Wiederholung einer Prüfung ist dem 
Antrag auf eine bestimmte Prüferin oder ei-
nen bestimmten Prüfer der Universität der 
Zulassung zum Studium, in dem die Prüfung 
abzulegen ist, jedenfalls zu entsprechen; und 

 14. nach Maßgabe des § 78 auf Anerkennung 
erbrachter, den Universitätsstudien gleich-
wertiger Vorleistungen zur Verkürzung der 
Studienzeit. 

(2) Die Studierenden haben 
 1. der Universität, an der eine Zulassung zum 

Studium besteht, Namens- und Adressenän-
derungen unverzüglich bekannt zu geben; 

 2. die Fortsetzung des Studiums der Universi-
tät, an der die Zulassung zu einem Studium 
besteht, jedes Semester während der allge-
meinen Zulassungsfrist oder der Nachfrist zu 
melden; 

 3. sich bei vorhersehbarer Studieninaktivität 
zeitgerecht vom Studium abzumelden; 

 4. sich zu den Prüfungen fristgerecht an- und 
abzumelden und 

 5. anlässlich der Verleihung des akademischen 
Grades je ein Exemplar ihrer Diplom- oder 
Masterarbeit oder künstlerischen Diplom- 
oder Masterarbeit oder Dissertation oder ei-
ne Dokumentation ihrer künstlerischen Dip-
lom- oder Masterarbeit an die Universitäts-
bibliothek und je ein Exemplar der Disserta-
tion an die Österreichische Nationalbiblio-
thek abzuliefern. 

(3) Prüfungstermine sind jedenfalls für den An-
fang, für die Mitte und für das Ende jeden Semesters 
anzusetzen. 

(4) Die berufstätigen Studierenden und die Stu-
dierenden mit Kinderbetreuungspflichten oder an-
deren gleichartigen Betreuungspflichten, die somit 
nicht Vollzeit studieren, sondern nur einen Teil ihrer 
Zeit dem Studium widmen können, sind berechtigt 
zu melden, zu welchen Tageszeiten sie einen beson-
deren Bedarf nach Lehr- und Prüfungsangeboten 
haben. Die Universitäten haben diesen besonderen 
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Bedarf auf Grund der Meldeergebnisse bei der Ge-
staltung ihres Lehr- und Prüfungsangebotes nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen. Bereits anlässlich 
der Zulassung zu einem Studium hat die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller das Recht, diesen 
Bedarf zu melden. 

(5) Als Information über den Titel, die Art, die 
Zeit und den Ort der Abhaltung der Lehrveranstal-
tungen jedes Semesters ist ein Verzeichnis der Lehr-
veranstaltungen mindestens einmal im Studienjahr 
zu veröffentlichen. 

(6) Die Leiterinnen und Leiter der Lehrveran-
staltungen haben vor Beginn jedes Semesters die 
Studierenden in geeigneter Weise über die Ziele, die 
Inhalte und die Methoden ihrer Lehrveranstaltun-
gen sowie über die Inhalte, die Methoden, die Beur-
teilungskriterien und die Beurteilungsmaßstäbe der 
Lehrveranstaltungsprüfungen zu informieren. 

(7) Den Studierenden sollen nach Maßgabe der 
budgetären Möglichkeiten ausreichend zusätzliche 
Studienangebote oder Lehrveranstaltungen im sel-
ben oder spätestens im nächstfolgenden Semester 
angeboten werden, wenn der oder dem Studieren-
den eine Verlängerung der Studienzeit zu erwachsen 
droht, deren Ursache alleine oder überwiegend der 
Universität zuzurechnen ist, insbesondere im Zu-
sammenhang mit zu geringen Lehrveranstaltungs-
angeboten der Universität. Der Universität zure-
chenbar ist eine Verlängerung der Studienzeit insbe-
sondere dann, wenn diese durch Rückstellung bei 
der Anmeldung zu einer Lehrveranstaltung erfolgt. 

Verfahren der Zulassung zum Studium 

§ 60. (1) Das Rektorat hat Personen, welche die 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllen, auf Grund 
ihres Antrages mit Bescheid zum jeweiligen Studium 
an dieser Universität zuzulassen. 

(1a) Für Studien, für die die künstlerische Eig-
nung oder die körperlich-motorische Eignung gemäß 
§ 63 Abs. 1 Z 4 und 5 nachzuweisen ist, können Be-
scheide über eine bedingte Zulassung erlassen wer-
den. 

(1b) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
52/2012) 

(2) Soweit zur Beurteilung der Erfüllung der Zu-
lassungsvoraussetzungen fremdsprachige Urkunden 
vorgelegt werden, hat die Antragstellerin oder der 
Antragsteller autorisierte Übersetzungen anfertigen 
zu lassen. 

(3) Das Rektorat ist berechtigt, die Verpflich-
tung zur Vorlage einzelner Unterlagen nachzusehen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, dass deren Beibrin-
gung innerhalb einer angemessenen Frist unmöglich 
oder mit übergroßen Schwierigkeiten verbunden ist, 
und die vorgelegten Unterlagen für eine Entschei-
dung ausreichen. 

(4) Mit der Zulassung wird die Antragstellerin 
oder der Antragsteller als ordentliche oder außeror-
dentliche Studierende oder ordentlicher oder außer-
ordentlicher Studierender Angehörige oder Angehö-

riger dieser Universität. Dies ist durch die Ausstel-
lung eines Ausweises zu beurkunden, der als Licht-
bildausweis ausgestaltet sein kann. Der Ausweis hat 
zumindest Namen, Geburtsdatum und Matrikel-
nummer der oder des Studierenden und die Gültig-
keitsdauer zu enthalten. 

(5) Einer Antragstellerin oder einem Antragstel-
ler, die oder der noch an keiner Universität zugelas-
sen war, hat die Universität anlässlich der erstmali-
gen Zulassung eine Matrikelnummer zuzuordnen. 
Diese ist für alle weiteren Studienzulassungen der 
oder des betreffenden Studierenden beizubehalten. 
Die näheren Bestimmungen über Bildung und Ver-
gabe von Matrikelnummern sind durch Verordnung 
der Bundesministerin oder des Bundesministers zu 
treffen. 

(6) Universitäten gemäß § 6 Z 1 bis 15 stellen 
ausländischen Antragstellerinnen und Antragstel-
lern, die zur sichtvermerksfreien Einreise berechtigt 
sind oder über einen gültigen Aufenthaltstitel verfü-
gen, den Zulassungsbescheid direkt zu. Langen an 
österreichischen Berufsvertretungsbehörden Anträ-
ge anderer ausländischer Antragstellerinnen und 
Antragsteller auf Zulassung zum Studium zur Wei-
terleitung an die zuständige Universität ein, können 
die Berufsvertretungsbehörden auf die Vollständig-
keit und Schlüssigkeit des Antrags sowie darauf 
hinwirken, dass die Zulassung zum Studium und der 
Erstaufenthaltstitel zeitgleich zugestellt werden 
können. Hiebei ist der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller Gelegeheit zu geben, auf ihre oder sei-
ne Kosten Ergänzungen und Klarstellungen vorzu-
nehmen. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Zu Abs. 1, 2 und 4: Ist erstmalig für das Wintersemester 
2012/2013 anzuwenden (vgl. § 142 Abs. 29). 

Zulassungsfristen 

§ 61. (1) Das Rektorat hat nach Anhörung des 
Senates für jedes Semester die allgemeine Zulas-
sungsfrist festzulegen. Dies ist der Zeitraum, in dem 
die in Abs. 3 bezeichneten Personen ihre Anträge auf 
Zulassung einzubringen und Studierende gemäß § 91 
Abs. 2 weiters den Studienbeitrag zu entrichten ha-
ben. Die allgemeine Zulassungsfrist hat für das Win-
tersemester mindestens acht Wochen zu betragen 
und endet am 5. September, für das Sommersemes-
ter mindestens vier Wochen zu betragen und endet 
am 5. Februar. Die Zulassung zu Doktoratsstudien 
kann auch außerhalb der allgemeinen Zulassungs-
frist und der Nachfrist erfolgen. Für Zulassungen zu 
Studien, für die besondere Zulassungs- oder Auf-
nahmeverfahren vorgesehen sind, können abwei-
chende allgemeine Zulassungsfristen festgelegt wer-
den. In der Satzung können abweichende Regelun-
gen festgelegt werden, die die Zulassung zu Master-
studien auch außerhalb der allgemeinen Zulassungs-
frist und der Nachfrist vorsehen, wenn die Zulassung 
aufgrund eines Bachelorstudiums erfolgt, das an der 
jeweiligen Universität abgeschlossen wurde. 
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(2) Mit Ablauf der allgemeinen Zulassungsfrist be-
ginnt die Nachfrist, die im Wintersemester am 
30. November, im Sommersemester am 30. April 
endet. Innerhalb der Nachfrist ist die Zulassung und 
die Meldung der Fortsetzung des Studiums zulässig, 
für Studierende gemäß § 91 Abs. 2 dann, wenn der 
erhöhte Studienbeitrag einbezahlt wird. Die Zulas-
sung zu einem Diplom- oder Bachelorstudium darf 
innerhalb der Nachfrist nur in Ausnahmefällen er-
folgen. Ausnahmefälle sind insbesondere: 
 1. Nichtbestehen eines Aufnahme- oder Zulas-

sungsverfahrens oder der Studieneingangs- 
und Orientierungsphase in einem anderen 
Studium, sofern das Ergebnis für das Win-
tersemester erst nach dem 31. August, für 
das Sommersemester erst nach dem 31. Jän-
ner vorliegt; 

 2. Erlangung der allgemeinen Universitätsreife 
für das Wintersemester erst nach dem 
31. August, für das Sommersemester erst 
nach dem 31. Jänner; 

 3. bei Zivildienern, Präsenzdienern und bei 
Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres, 
sofern zum 31. August bzw. 31. Jänner der 
Dienst geleistet wurde bzw. eine Einberufung 
bestand und der Dienst später nicht angetre-
ten oder vor Ende der Nachfrist abgebrochen 
oder unterbrochen wurde; 

 4. Personen, die glaubhaft machen, dass sie 
durch ein unvorhergesehenes oder unab-
wendbares Ereignis verhindert waren, die 
Frist einzuhalten und die kein Verschulden 
oder nur ein minderer Grad des Versehens 
trifft; 

 5. Personen, die nachweislich auf Grund von 
Berufstätigkeit oder Praktika daran gehin-
dert waren, innerhalb der allgemeinen Zu-
lassungsfrist einen Antrag zu stellen; 

 6. Personen, die nachweislich auf Grund eines 
Auslandsaufenthaltes aus zwingenden Grün-
den daran gehindert waren, innerhalb der 
allgemeinen Zulassungsfrist einen Antrag zu 
stellen. 

Weitere Gründe können in der Satzung festgelegt 
werden. 

(3) Die allgemeine Zulassungsfrist gilt für: 
 1. österreichische Staatsangehörige; 
 2. Staatsangehörige einer anderen Vertragspar-

tei des EU-Beitrittsvertrages, BGBl. 
Nr. 45/1995, oder einer anderen Vertrags-
partei des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum, BGBl. Nr. 909/1993; 

 3. andere ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine auf höchstens zwei Se-
mester befristete Zulassung zum Studium in 
Österreich entweder auf Grund transnatio-
naler EU-, staatlicher oder universitärer 
Mobilitätsprogramme, einschließlich ge-
meinsamer Studienprogramme, oder nach 
Absolvierung ausländischer Studien in einem 
der ersten Diplomprüfung des gewählten 

Diplomstudiums oder einem Bachelorstudi-
um entsprechenden Umfang anstreben; 

 4. Personengruppen, welche die Bundesminis-
terin oder der Bundesminister auf Grund de-
ren besonderer persönlicher Nahebeziehun-
gen zu Österreich oder deren Tätigkeit im 
Auftrag der Republik Österreich durch Ver-
ordnung festlegt; 

 5. alle Antragstellerinnen und Antragsteller auf 
Zulassung zu einem Studium an den Univer-
sitäten gemäß § 6 Z 16 bis 21. 

(4) Für alle anderen ausländischen Staatsange-
hörigen und Staatenlosen gilt die besondere Zulas-
sungsfrist. Sie endet bei Antragstellung für das Win-
tersemester am 5. September, bei Antragstellung für 
das Sommersemester am 5. Februar jedes Kalender-
jahres. Die Anträge müssen vor dem Ende dieser 
Frist vollständig in der gewählten Universität ein-
langen. 

(5) Das Rektorat ist unter Berücksichtigung der 
Dauer und des Durchführungszeitraumes berechtigt, 
für die Zulassung zu Universitätslehrgängen und für 
die Zulassung zu ordentlichen Studien im Rahmen 
transnationaler EU-, staatlicher oder universitärer 
Mobilitätsprogramme, einschließlich gemeinsamer 
Studienprogramme, eine abweichende Regelung für 
die allgemeine Zulassungsfrist zu treffen. 

Meldung der Fortsetzung des Studiums 

§ 62. (1) Die Studierenden sind verpflichtet, in-
nerhalb der allgemeinen Zulassungsfrist oder der 
Nachfrist jedes Semesters der Universität, an der 
eine Zulassung zum Studium besteht, die Fortset-
zung des Studiums zu melden. 

(2) Die Meldung der Fortsetzung des Studiums 
ist unwirksam, 
 1. solange die allfälligen Studienbeiträge nicht 

eingelangt sind; 
 2. solange eine Zusatzprüfung, die gemäß der 

Universitätsberechtigungsverordnung - 
UBVO 1998, BGBl. II Nr. 44, im Verlauf des 
Studiums abzulegen ist, nicht fristgerecht 
nachgewiesen wird. 

(3) Die Wirkung der Meldung der Fortsetzung 
des Studiums für ein Semester erstreckt sich bis zum 
Ende der Nachfrist des unmittelbar darauf folgenden 
Semesters, sofern die Zulassung zum Studium noch 
nicht erloschen ist. 

(4) Über die Meldung der Fortsetzung des Stu-
diums hat die Universität den Studierenden Studi-
enbestätigungen auszustellen. Diese müssen jeden-
falls Namen, Geburtsdatum, Matrikelnummer und 
Sozialversicherungsnummer der oder des Studie-
renden sowie den Studierendenstatus, das Studium 
und das Semester enthalten. 
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Zulassung zu ordentlichen Studien 

§ 63. (1) Die Zulassung zu einem ordentlichen 
Studium setzt voraus: 
 1. die allgemeine Universitätsreife; 
 2. die besondere Universitätsreife für das ge-

wählte Studium; 
 3. die Kenntnis der deutschen Sprache; 
 4. die künstlerische Eignung für die Studien an 

den Universitäten gemäß § 6 Z 16 bis 21 und 
 5. die körperlich-motorische Eignung für das 

Lehramtsstudium im Unterrichtsfach Bewe-
gung und Sport und das Studium der Sport-
wissenschaften; 

 6. für die erstmalige Zulassung zu einem Ba-
chelor- oder Diplomstudium, nach Maßgabe 
des Vorliegens einer Verordnung der Bun-
desministerin oder des Bundesministers im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister für Unterricht, 
Kunst und Kultur, den Nachweis, dass die 
Studienwerberin oder der Studienwerber vor 
dem Studium eine Studienberatung in An-
spruch genommen hat. 

(2) Personen, die zu dem Studium, für das die 
Zulassung beantragt wird, bereits an einer anderen 
inländischen Universität zugelassen waren, haben 
mit dem Antrag auf Zulassung die Abgangsbeschei-
nigung dieser Universität vorzulegen. 

(3) Bei Nachweis der allgemeinen und der be-
sonderen Universitätsreife sind unbefristet zuzulas-
sen: 
 1. österreichische Staatsangehörige; 
 2. Staatsangehörige einer anderen Vertragspar-

tei des EU-Beitrittsvertrages oder einer an-
deren Vertragspartei des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum; 

 3. andere ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, wenn im betreffenden Studium 
vertretbare Studienbedingungen (Abs. 4) be-
stehen; 

 4. Personengruppen, welche die Bundesminis-
terin oder der Bundesminister auf Grund de-
ren besonderer persönlicher Nahebeziehun-
gen zu Österreich oder deren Tätigkeit im 
Auftrag der Republik Österreich durch Ver-
ordnung festlegt. 

(4) Der Senat ist berechtigt, auf Grund der Ver-
hältniszahl zwischen Lehrenden und Studierenden 
in einem Studium Studienbedingungen festzustellen, 
die durch die weitere Zulassung von ausländischen 
Staatsangehörigen und Staatenlosen gemäß Abs. 3 
Z 3 unvertretbar würden. In diesem Fall hat der 
Senat festzulegen, wie viele dieser Personen jedes 
Semester zugelassen werden können, ohne dass 
unvertretbare Studienbedingungen entstehen, und 
nach welchen Kriterien die allenfalls zahlenmäßig 
beschränkte Zulassung erfolgt. Es ist dabei zulässig, 
eine bevorzugte Zulassung von Antragstellerinnen 
oder Antragstellern aus Entwicklungsländern zu 

beschließen. Diese Festlegungen sind im Mittei-
lungsblatt der Universität zu verlautbaren. 

(5) Bei Nachweis der allgemeinen und der be-
sonderen Universitätsreife sind ohne Berücksichti-
gung allfälliger Beschlüsse gemäß Abs. 4 befristet 
zuzulassen: 
 1. Personen, die an universitären Mobilitäts-

programmen, einschließlich gemeinsamer 
Studienprogramme, teilnehmen, für die 
Dauer der bewilligten Programmteilnahme; 

 2. Personen, die ausschließlich Fernstudienan-
gebote auf der Grundlage von Kooperations-
verträgen nützen wollen, für höchstens zwei 
Semester; 

 3. ausländische Staatsangehörige und Staaten-
lose gemäß Abs. 3 Z 3, die nach Absolvierung 
ausländischer Studien in einem der ersten 
Diplomprüfung des gewählten Diplomstudi-
ums oder einem Bachelorstudium entspre-
chenden Umfang eine Zulassung zum Studi-
um in Österreich anstreben, für höchstens 
zwei Semester. 

Die Verlängerung der jeweiligen Befristung ist unzu-
lässig. 

(6) Die befristete Zulassung gemäß Abs. 5 Z 1 
und 2 setzt voraus, dass ein Kooperationsvertrag 
zwischen den beteiligten Universitäten besteht, der 
die Bedingungen für die Zusammenarbeit, den Aus-
tausch der Studierenden und die Durchführung nä-
her regelt. Mit der Nominierung durch die Partner-
universität gelten die allgemeine und die besondere 
Universitätsreife als nachgewiesen. 

(7) Nach dem Erlöschen der Zulassung wegen 
der negativen Beurteilung bei der letzten zulässigen 
Wiederholung einer Prüfung ist die neuerliche Zu-
lassung für dieses Studium an der Universität, an 
der die letzte zulässige Wiederholung der Prüfung 
nicht bestanden wurde, ausgeschlossen. 

(8) Die gleichzeitige Zulassung für dasselbe 
Studium an mehr als einer Universität in Österreich 
ist unzulässig. Weitere Zulassungen für dasselbe 
Studium an anderen Universitäten leiden im Sinne 
des § 68 Abs. 4 Z 4 AVG an einem mit Nichtigkeit 
bedrohten Fehler und sind vom Rektorat von Amts 
wegen für nichtig zu erklären. 

(9) Die Ablegung von Prüfungen für ein Studi-
um an einer anderen als der Universität der Zulas-
sung ist nur zulässig, wenn 
 1. das Curriculum eines gemeinsam mit einer 

anderen Universität eingerichteten Studiums 
dies vorsieht; 

 2. das für die studienrechtlichen Angelegenhei-
ten zuständige Organ die Ablegung der Prü-
fung an der anderen Universität im Voraus 
genehmigt, weil die Ablegung der betreffen-
den Prüfung an der Universität, an der die 
oder der Studierende für dieses Studium zu-
gelassen ist, nicht möglich ist, oder 

 3. es sich um Prüfungen auf der Grundlage 
neuer Medien, insbesondere von On-line-
Studienangeboten handelt. 
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(10) Personen, deren Muttersprache nicht 
Deutsch ist, haben die Kenntnis der deutschen Spra-
che, sofern und soweit diese für einen erfolgreichen 
Studienfortgang erforderlich ist, nachzuweisen. Der 
Nachweis wird insbesondere durch ein Reifezeugnis 
auf Grund des Unterrichts in deutscher Sprache 
erbracht. 

(11) Kann der Nachweis der deutschen Sprache 
nicht erbracht werden, so hat das Rektorat die Able-
gung einer Ergänzungsprüfung vorzuschreiben, die 
vor der Zulassung abzulegen ist. In den künstleri-
schen Studien kann im Curriculum festgelegt wer-
den, dass die Ablegung der Ergänzungsprüfung spä-
testens vor der Meldung der Fortsetzung des Studi-
ums für das dritte Semester nachzuweisen ist. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Die Regelungen über die Zulassungsvoraussetzungen zu 
Masterstudien und „PhD“-Doktoratsstudien treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2016 außer Kraft (vgl. § 143 
Abs. 23). 

Allgemeine Universitätsreife 

§ 64. (1) Die allgemeine Universitätsreife ist 
durch eine der folgenden Urkunden nachzuweisen: 
 1. österreichisches Reifezeugnis einschließlich 

eines Zeugnisses über die Berufsreifeprü-
fung; 

 2. anderes österreichisches Zeugnis über die 
Zuerkennung der Studienberechtigung für 
ein bestimmtes Studium an einer Universi-
tät; 

 3. ausländisches Zeugnis, das einem dieser 
österreichischen Zeugnisse auf Grund einer 
völkerrechtlichen Vereinbarung oder auf 
Grund einer Nostrifikation oder auf Grund 
der Entscheidung des Rektorats im Einzelfall 
gleichwertig ist; 

 4. Urkunde über den Abschluss eines mindes-
tens dreijährigen Studiums an einer aner-
kannten inländischen oder ausländischen 
postsekundären Bildungseinrichtung; 

 5. in den künstlerischen Studien die Bestäti-
gung über die positiv beurteilte Zulassungs-
prüfung; 

 6. Urkunde über den Abschluss eines mindes-
tens dreijährigen Lehrganges universitären 
Charakters. 

(2) Ist die Gleichwertigkeit ausländischer Zeug-
nisse im Hinblick auf die Inhalte und die Anforde-
rungen einer österreichischen Reifeprüfung nicht 
gegeben, so sind vom Rektorat die Ergänzungsprü-
fungen vorzuschreiben, die für die Herstellung der 
Gleichwertigkeit mit einer inländischen Reifeprü-
fung erforderlich und vor der Zulassung abzulegen 
sind. 

(3) Für die in Österreich ausgestellten Reife-
zeugnisse ist die Ablegung jener Zusatzprüfungen 
zur Reifeprüfung vorzuschreiben, die gemäß 
UBVO 1998 im Verlaufe des Studiums nachzuweisen 
sind. 

(4) Der Nachweis der allgemeinen Universitäts-
reife für die Zulassung zu Doktoratsstudien gilt je-
denfalls durch den Nachweis des Abschlusses eines 
fachlich in Frage kommenden Diplomstudiums oder 
Masterstudiums, eines fachlich in Frage kommen-
den Fachhochschul-Diplomstudienganges oder 
Fachhochschul-Masterstudienganges gemäß § 5 
Abs. 3 Fachhochschul-Studiengesetz, oder eines 
anderen gleichwertigen Studiums an einer aner-
kannten inländischen oder ausländischen postse-
kundären Bildungseinrichtung als erbracht. Wenn 
die Gleichwertigkeit grundsätzlich gegeben ist und 
nur einzelne Ergänzungen auf die volle Gleichwer-
tigkeit fehlen, ist das Rektorat berechtigt, die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit mit der Auflage von 
Prüfungen zu verbinden, die während des jeweiligen 
Doktoratsstudiums abzulegen sind. Für eine Zulas-
sung zu einem „PhD“-Doktoratsstudium können im 
Curriculum qualitative Bedingungen vorgeschrieben 
werden. 

(4a) Der Nachweis der allgemeinen Universi-
tätsreife für die Zulassung zu einem Doktoratsstu-
dium kann auch durch den Abschluss eines Bache-
lorstudiums erbracht werden, wenn das Bachelor-
studium innerhalb der vorgesehenen Studienzeit 
und mit besonderem Studienerfolg abgeschlossen 
wurde. Nähere Regelungen hat das Rektorat zu er-
lassen. 

(5) Die Zulassung zu einem Masterstudium setzt 
den Abschluss eines fachlich in Frage kommenden 
Bachelorstudiums oder eines fachlich in Frage 
kommenden Fachhochschul-Bachelorstudienganges 
oder eines anderen gleichwertigen Studiums an ei-
ner anerkannten inländischen oder ausländischen 
postsekundären Bildungseinrichtung voraus. Wenn 
die Gleichwertigkeit grundsätzlich gegeben ist und 
nur einzelne Ergänzungen auf die volle Gleichwer-
tigkeit fehlen, ist das Rektorat berechtigt, die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit mit der Auflage von 
Prüfungen zu verbinden, die während des jeweiligen 
Masterstudiums abzulegen sind. Der Nachweis der 
allgemeinen Universitätsreife gilt durch den Nach-
weis dieser Zulassungsvoraussetzung jedenfalls als 
erbracht. Weiters können im Curriculum qualitative 
Zulassungsbedingungen vorgeschrieben werden, die 
im Zusammenhang mit der erforderlichen Kenntnis 
jener Fächer, auf denen das jeweilige Masterstudium 
aufbaut, stehen müssen. Es ist sicher zu stellen, dass 
die Absolvierung eines Bachelorstudiums an der 
jeweiligen Universität jedenfalls ohne weitere Vo-
raussetzungen zur Zulassung zu mindestens einem 
facheinschlägigen Masterstudium an dieser Univer-
sität berechtigt. 

(6) Für Master- und PhD Studien, die aus-
schließlich in einer Fremdsprache angeboten wer-
den, kann das Rektorat die Zahl der Studierenden 
festlegen und die Zulassung durch ein Aufnahmever-
fahren regeln. Vor dieser Festlegung ist dem Senat 
Gelegenheit zur Stellungnahme binnen zwei Mona-
ten zu geben. 
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Studienberechtigungsprüfung 

§ 64a. (1) Personen ohne Reifeprüfung erlan-
gen nach Maßgabe einer Verordnung des Rektorates 
durch Ablegung der Studienberechtigungsprüfung 
die allgemeine Universitätsreife für Bachelorstudien 
und Diplomstudien einer Studienrichtungsgruppe. 

(2) Zur Studienberechtigungsprüfung sind Per-
sonen, die die Zulassung zu Studien einer Studien-
richtungsgruppe an einer Universität anstreben, das 
20. Lebensjahr vollendet haben und eine eindeutig 
über die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht hin-
ausgehende erfolgreiche berufliche oder außerberuf-
liche Vorbildung für das angestrebte Studium nach-
weisen, zuzulassen. 

(3) Das Ansuchen um Zulassung zur Studienbe-
rechtigungsprüfung ist schriftlich beim Rektorat 
jener Universität einzubringen, bei der ein Studium 
der angestrebten Studienrichtungsgruppe eingerich-
tet ist. Das Ansuchen hat zu enthalten: 
 1. den Namen, das Geburtsdatum, die Adresse 

sowie – falls vorhanden – die Matrikelnum-
mer; 

 2. den Nachweis der Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates des Europäischen Wirt-
schaftsraumes; 

 3. das angestrebte Studium; 
 4. den Nachweis der Vorbildung; 
 5. das Wahlfach und 
 6. eine schriftliche Erklärung über die Anzahl 

erfolgloser Versuche, die Studienberechti-
gungsprüfung abzulegen. 

(4) Die Studienberechtigungsprüfung umfasst 
folgende fünf Prüfungen: 
 1. eine schriftliche Arbeit über ein allgemeines 

Thema (Aufsatz); 
 2. zwei oder drei Prüfungen, die im Hinblick 

auf Vorkenntnisse oder Fertigkeiten für das 
angestrebte Studium der betreffenden Studi-
enrichtungsgruppe erforderlich sind (Pflicht-
fächer) und 

 3. eine oder zwei Prüfungen nach Wahl der 
Prüfungskandidatin oder des Prüfungskan-
didaten aus dem Bereich des angestrebten 
Studiums (Wahlfach). 

(5) Mit der schriftlichen Arbeit über ein allge-
meines Thema gemäß Abs. 4 Z 1 (Aufsatz) hat die 
Prüfungskandidatin oder der Prüfungskandidat 
nachzuweisen, dass sie oder er sich zu einem vorge-
gebenen Thema in einwandfreier und gewandter 
Sprache und mit klarem Gedankengang schriftlich 
zu äußern vermag. 

(6) Die Prüfungsanforderungen und -methoden 
für Prüfungen gemäß Abs. 4 Z 1 und 2 (Aufsatz und 
Pflichtfächer) haben sich am Lehrstoff der 12. bzw. 
13. Schulstufe zu orientieren und sind in der Ver-
ordnung des Rektorates festzulegen. 

(7) Für die Prüfung gemäß Abs. 4 Z 3 (Wahl-
fach) sind die Prüfungsanforderungen und -
methoden vom Rektorat zu bestimmen. Auf den 

Studien vorbereitenden Charakter der Studienbe-
rechtigungsprüfung ist Bedacht zu nehmen. 

(8) Positiv beurteilte Prüfungen, die eine Studi-
enberechtigungsprüfungskandidatin oder ein Studi-
enberechtigungsprüfungskandidat an einer Bil-
dungseinrichtung, die auf Grund der Rechtsvor-
schriften des Staates, in dem sie ihren Sitz hat, als 
Bildungseinrichtung anerkannt ist, abgelegt haben, 
sind auf Antrag vom Rektorat anzuerkennen, soweit 
sie den vorgeschriebenen Prüfungen inhaltlich und 
umfangmäßig gleichwertig sind. Das Rektorat darf 
höchstens vier Prüfungen anerkennen. Mindestens 
eine Prüfung ist an der Universität abzulegen. 

(9) Studienberechtigungsprüfungskandidatin-
nen und Studienberechtigungsprüfungskandidaten, 
die eine Meisterprüfung oder eine Befähigungsprü-
fung gemäß der Gewerbeordnung, BGBl. 
Nr. 194/1994, oder dem Land- und forstwirtschaftli-
chen Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 298/1990, 
erfolgreich abgelegt haben, sind von der Ablegung 
der Studienberechtigungsprüfung im Wahlfach ge-
mäß Abs. 4 Z 3 auf Ansuchen zu befreien. 

(10) Das Rektorat hat für Prüfungen, die an ei-
ner Universität abgelegt werden, mindestens eine 
Prüferin oder einen Prüfer zu bestellen. 

(11) Die Prüfungskandidatinnen oder die Prü-
fungskandidaten sind berechtigt negativ beurteilte 
Prüfungen zweimal zu wiederholen. Die letzte zuläs-
sige Wiederholung ist in kommissioneller Form 
durchzuführen. Nach negativer Beurteilung der letz-
ten zulässigen Wiederholung ist man von der Able-
gung der Studienberechtigungsprüfung für diese 
Studienrichtung an der betreffenden Universität 
ausgeschlossen. § 59 Abs. 1 Z 12 gilt sinngemäß.� 

(12) Die Prüferin oder der Prüfer hat für Pflicht- 
und Wahlfächer ein Prüfungsprotokoll zu führen, 
das die gestellten Fragen, die erteilten Beurteilungen 
sowie die Gründe für die negative Beurteilung zu 
enthalten hat. 

(13) Über die Ablegung jeder Prüfung ist ein 
Zeugnis auszustellen. Das Rektorat hat nach Vorlie-
gen aller Prüfungszeugnisse ein Studienberechti-
gungszeugnis für die jeweilige Studienrichtungs-
gruppe auszustellen. Dieses Studienberechtigungs-
zeugnis gilt für jede Universität an der ein Studium 
der jeweiligen Studienrichtungsgruppe eingerichtet 
ist. 

(14) Der erfolgreiche Abschluss der Studienbe-
rechtigungsprüfung berechtigt zur Zulassung zu 
allen Studien jener Studienrichtungsgruppe, für 
welche die Studienberechtigung erworben wurde. 

(15) Die Studienberechtigungsprüfung kann 
entsprechend einer Verordnung des Rektorates für 
folgende Studienrichtungsgruppen erworben wer-
den: 
 1. Theologische Studien; 
 2. Rechtswissenschaftliche Studien; 
 3. Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche 

Studien (zB Betriebswirtschaft, Wirtschafts-
pädagogik, Statistik, Soziologie); 
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 4. Medizinische Studien (zB Humanmedizin, 
Zahnmedizin, Veterinärmedizin, Pferdewis-
senschaften); 

 5. Historisch-Kulturwissenschaftliche Studien 
(zB Alte Geschichte und Altertumskunde, 
Klassische Archäologie, Kunstgeschichte, 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte); 

 6. Philologisch-Kulturwissenschaftliche Studi-
en (zB Germanistik, Vergleichende Litera-
turwissenschaft, Klassische Philologie, Ro-
manistik, Slawistik); 

 7. Philosophische, Kunst- und Bildungswissen-
schaftliche Studien (zB Pädagogik, Philoso-
phie, Publizistik- und Kommunikationswis-
senschaft, Politikwissenschaft); 

 8. Naturwissenschaftliche Studien 1 (zB Ma-
thematik, Physik, Astronomie, Meteorologie 
und Geophysik); 

 9. Naturwissenschaftliche Studien 2 (zB Che-
mie, Pharmazie, Erdwissenschaften, Biolo-
gie, Ernährungswissenschaften); 

 10. Naturwissenschaftliche Studien 3 (zB Sport-
wissenschaften, Psychologie); 

 11. Bautechnische Studien (zB Architektur, Bau-
ingenieurwesen, Raumplanung, Wirtschafts-
ingenieurwesen-Bauwesen); 

 12. Industrietechnische Studien (zB Maschinen-
bau, Elektrotechnik, Verfahrenstechnik, Me-
chatronik); 

 13. Technisch-Naturwissenschaftliche Studien 
(zB Technische Chemie, Technische Physik, 
Vermessungswesen, Informatik, Telematik); 

 14. Montanwissenschaftliche Studien; 
 15. Agrarwissenschaftliche Studien und 
 16. Künstlerische Studien. 

(16) Die Festlegung der Anzahl der Prüfungen 
nach Abs. 4 Z 2 und 3 und die Festlegung der 
Pflichtfächer gemäß Abs. 4 Z 2 für die jeweilige Stu-
dienrichtungsgruppe erfolgen durch Verordnung des 
Rektorates. 

Besondere Universitätsreife 

§ 65. (1) Zusätzlich zur allgemeinen Universi-
tätsreife ist die Erfüllung der studienspezifischen 
Zulassungsvoraussetzungen einschließlich des 
Rechts zur unmittelbaren Zulassung zum Studium 
nachzuweisen, die im Ausstellungsstaat der Urkun-
de, mit der die allgemeine Universitätsreife nachge-
wiesen wird, bestehen. Der Nachweis eines Studien-
platzes ist nicht zu fordern. 

(2) Für die in Österreich ausgestellten Reife-
zeugnisse handelt es sich um jene Zusatzprüfungen 
zur Reifeprüfung, deren Ablegung auf Grund der 
UBVO 1998 vor der Zulassung zum Studium vorge-
schrieben ist. 

(3) Ist das in Österreich angestrebte Studium im 
Ausstellungsstaat der Urkunde nicht eingerichtet, 
sind die studienspezifischen Zulassungsvorausset-
zungen in Bezug auf ein im Ausstellungsstaat der 
Urkunde eingerichtetes, mit dem in Österreich ange-

strebten Studium fachlich am nächsten verwandtes 
Studium zu erfüllen. 

(4) Die Bundesministerin oder der Bundesmi-
nister ist berechtigt, durch Verordnung Personen-
gruppen festzulegen, deren Reifezeugnis auf Grund 
deren besonderer persönlicher Nahebeziehungen zu 
Österreich oder deren Tätigkeit im Auftrag der Re-
publik Österreich für die Ermittlung des Vorliegens 
der besonderen Universitätsreife als in Österreich 
ausgestellt gilt. 

(5) Abs. 1 und 3 sind auf Bewerberinnen und 
Bewerber mit der Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedstaats der EU nicht anzuwenden. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Abs. 1 und 1a: Ist auf Studierende, die das Studium ab 
dem Wintersemester 2011/2012 beginnen, anzuwenden 
(vgl. § 143 Abs. 27). 

Studieneingangs­ und Orientierungsphase 

§ 66. (1) Die Studieneingangs- und Orientie-
rungsphase ist als Teil der Diplom- und Bachelors-
tudien, zu deren Zulassung keine besonderen gesetz-
lichen Regelungen bestehen, so zu gestalten, dass sie 
der oder dem Studierenden einen Überblick über die 
wesentlichen Inhalte des jeweiligen Studiums und 
dessen weiteren Verlauf vermittelt und eine sachli-
che Entscheidungsgrundlage für die persönliche 
Beurteilung ihrer oder seiner Studienwahl schafft. 
Die Studieneingangs- und Orientierungsphase kann 
aus einer oder mehreren Lehrveranstaltungen be-
stehen, die sich über mindestens ein halbes Semes-
ter erstrecken. Die gesamte Studieneingangs- und 
Orientierungsphase hat ein Semester zu umfassen. 
Auf den Bedarf berufstätiger Studierender ist nach 
Möglichkeit Bedacht zu nehmen. 

(1a) § 59 sowie die §§ 72 bis 79 gelten nach 
Maßgabe dieses Absatzes auch für die Studienein-
gangs- und Orientierungsphase. Innerhalb der Stu-
dieneingangs- und Orientierungsphase müssen 
mindestens zwei Prüfungen vorgesehen werden, für 
die in jedem Semester mindestens zwei Prüfungs-
termine anzusetzen sind. Die Prüfungen der Studi-
eneingangs- und Orientierungsphase dürfen einmal 
wiederholt werden. In der Satzung kann eine weitere 
Prüfungswiederholung vorgesehen werden. Der 
positive Erfolg bei allen Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen der Studieneingangs- und Orientierungs-
phase berechtigt zur Absolvierung der weiteren 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen sowie zum Ver-
fassen der im Curriculum vorgesehenen Bachelor- 
oder Diplomarbeiten. 

(2) Zur studienvorbereitenden Beratung und für 
eine laufende Studienberatung ist für die Abhaltung 
von Orientierungslehrveranstaltungen zu sorgen. 

(3) Anlässlich der Zulassung zum Diplom- oder 
Bachelorstudium sind die Studierenden in geeigne-
ter Form über die wesentlichen Bestimmungen des 
Universitätsrechts und des Studienförderungsrechts, 
die studentische Mitbestimmung in den Organen der 
Universität, die Rechtsgrundlagen der Frauenförde-
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rung und den gesetzlichen Diskriminierungsschutz, 
das Curriculum, das Qualifikationsprofil der Absol-
ventinnen und der Absolventen, die Studienein-
gangsphase, das empfohlene Lehrangebot in den 
ersten beiden Semestern sowie insbesondere über 
die Zahl der Studierenden im Studium, die durch-
schnittliche Studiendauer, die Studienerfolgsstatis-
tik und die Beschäftigungsstatistik zu informieren. 

(4) Zur studienbegleitenden Beratung sind An-
fängerinnen- und Anfängertutorien einzurichten, 
welche die Studierenden bei der Bewältigung der 
leistungsmäßigen, organisatorischen und sozialen 
Anforderungen des ersten Studienjahres unterstüt-
zen sollen und von den Studierenden besucht wer-
den können. Es ist zulässig, diese Anfängerinnen- 
und Anfängertutorien auch im Zusammenwirken 
mit anderen Rechtsträgern, insbesondere mit der 
Österreichischen Hochschülerschaft zu veranstalten. 

(5) Die Studieneingangs- und Orientierungs-
phase dient der Orientierung über die wesentlichen 
Studieninhalte und nicht als quantitative Zugangs-
beschränkung. 

Beurlaubung 

§ 67. (1) Die Universitäten haben festzulegen, 
dass Studierende auf Antrag für höchstens zwei Se-
mester je Anlassfall, insbesondere wegen Ableistung 
eines Präsenz- oder Zivildienstes, wegen länger dau-
ernder Erkrankung, wegen Schwangerschaft oder 
wegen Betreuung eigener Kinder, bescheidmäßig zu 
beurlauben sind. Näheres ist in der Satzung festzule-
gen. 

(2) Während der Beurlaubung bleibt die Zulas-
sung zum Studium aufrecht. Die Teilnahme an Lehr-
veranstaltungen, die Ablegung von Prüfungen sowie 
die Einreichung und Beurteilung wissenschaftlicher 
Arbeiten sowie künstlerischer Master- und Diplom-
arbeiten ist unzulässig. 

Erlöschen der Zulassung zu ordentlichen Stu­
dien 

§ 68. (1) Die Zulassung zu einem Studium er-
lischt, wenn die oder der Studierende 
 1. sich vom Studium abmeldet; 
 2. die Meldung der Fortsetzung des Studiums 

unterlässt, ohne beurlaubt zu sein; 
 3. bei einer für ihr oder sein Studium vorge-

schriebenen Prüfung auch bei der letzten zu-
lässigen Wiederholung negativ beurteilt 
wurde, wobei sich die Zahl der zulässigen 
Wiederholungen nach den Prüfungsantritten 
an der jeweiligen Universität in den fachein-
schlägigen Studien bemisst; 

 4. das Recht auf unmittelbare Zulassung für 
dieses Studium oder auf Fortsetzung des 
Studiums im Ausstellungsstaat der Urkunde, 
mit der die allgemeine Universitätsreife 
nachgewiesen wurde, verloren hat, weil sie 
oder er eine hiefür erforderliche Prüfung 
nicht rechtzeitig abgelegt hat; 

 5. im Falle der befristeten Zulassung das Teil-
studium im Befristungsausmaß absolviert 
hat oder 

 6. das Studium durch die positive Beurteilung 
bei der letzten vorgeschriebenen Prüfung ab-
geschlossen hat. 

(2) An den Universitäten gemäß § 6 Z 16 bis 21 
kann in der Satzung vorgesehen werden, dass die 
Zulassung zum Studium erlischt, wenn mehr als drei 
Semester während der gesamten Studiendauer das 
jeweilige Lehrangebot aus dem zentralen künstleri-
schen Fach nicht besucht wird. 

(3) Das Erlöschen der Zulassung zu einem Stu-
dium ist zu beurkunden. Insbesondere im Fall des 
Abs. 1 Z 4 hat das Rektorat auf Antrag einen Fest-
stellungsbescheid zu erlassen. 

Abgangsbescheinigung 

§ 69. (1) Beendet die oder der Studierende ein 
Studium an einer Universität, so ist auf Antrag eine 
Abgangsbescheinigung auszustellen. Diese hat alle 
Prüfungen, zu denen die oder der Studierende in 
diesem Studium an dieser Universität angetreten ist, 
und deren Beurteilungen anzugeben. Hinsichtlich 
der positiv beurteilten Prüfungen ist nur die positive 
Beurteilung anzugeben. Zur Unterstützung der in-
ternationalen Mobilität der Studierenden ist der 
Anschluss einer fremdsprachigen Übersetzung zu-
lässig, wobei die Benennung der Universität und des 
ausstellenden Organs nicht zu übersetzen sind. 

(2) Zur Unterstützung der internationalen Mo-
bilität der Studierenden sowie der Absolventinnen 
und Absolventen hat die Bundesministerin oder der 
Bundesminister durch Verordnung festzulegen, in 
welcher Form der Anhang zum Diplom (“Diploma 
Supplement”) gemäß Art. IX.3 des Übereinkommens 
über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region, 
BGBl. III Nr. 71/1999, auszustellen ist. 

Zulassung zu außerordentlichen Studien 

§ 70. (1) Die Zulassung zu den außerordentli-
chen Studien setzt den Nachweis der allfälligen im 
Curriculum eines Universitätslehrganges geforder-
ten Voraussetzungen voraus. 

(2) Die Zulassung zu den Vorbereitungslehrgän-
gen ist längstens bis zur Vollendung des 20. Lebens-
jahres möglich. Darüber hinaus sind die Universitä-
ten gemäß § 6 Z 16 bis 21 berechtigt, im Curriculum 
für einen Vorbereitungslehrgang ein Zulassungsalter 
bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres vorzusehen, 
wenn dies auf Grund der Studieninhalte erforderlich 
ist. 

(3) Nach dem Erlöschen der Zulassung wegen 
der negativen Beurteilung bei der letzten zulässigen 
Wiederholung einer Prüfung ist die neuerliche Zu-
lassung für diesen Universitätslehrgang ausge-
schlossen. 
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Erlöschen der Zulassung zu außerordentli­
chen Studien 

§ 71. (1) Die Zulassung erlischt, wenn die oder 
der Studierende 
 1. sich vom Studium abmeldet, 
 2. die Meldung der Fortsetzung des Studiums 

unterlässt, 
 3. bei einer für ihr oder sein Studium vorge-

schriebenen Prüfung bei der letzten zulässi-
gen Wiederholung negativ beurteilt wurde 
oder 

 4. den Universitätslehrgang durch die positive 
Beurteilung bei der letzten vorgeschriebenen 
Prüfung abgeschlossen hat. 

(2) Das Erlöschen der Zulassung ist zu beur-
kunden. Das Rektorat hat auf Antrag einen Feststel-
lungsbescheid zu erlassen. 

4. Abschnitt: Prüfungen 

Feststellung des Studienerfolgs 

§ 72. Der Studienerfolg ist durch die Prüfungen 
und die Beurteilung wissenschaftlicher Arbeiten 
(Diplomarbeiten, Masterarbeiten und Dissertatio-
nen) und künstlerischer Diplom- und Masterarbei-
ten festzustellen. 

Beurteilung des Studienerfolgs 

§ 73. (1) Der positive Erfolg von Prüfungen und 
wissenschaftlichen Arbeiten und künstlerischen 
Diplom- und Masterarbeiten ist mit “sehr gut” (1), 
“gut” (2), “befriedigend” (3) oder “genügend” (4), 
der negative Erfolg ist mit “nicht genügend” (5) zu 
beurteilen. Zwischenbeurteilungen sind unzulässig. 
Wenn diese Form der Beurteilung unmöglich oder 
unzweckmäßig ist, hat die positive Beurteilung “mit 
Erfolg teilgenommen”, die negative Beurteilung “oh-
ne Erfolg teilgenommen” zu lauten. 

(2) Prüfungen, die aus mehreren Fächern oder 
Teilen bestehen, sind nur dann positiv zu beurteilen, 
wenn jedes Fach oder jeder Teil positiv beurteilt 
wurde. 

(3) Bei studienabschließenden Prüfungen, die 
mehr als ein Fach umfassen, ist zusätzlich zu den 
Beurteilungen für die einzelnen Fächer eine Ge-
samtbeurteilung zu vergeben. Diese hat “bestanden” 
zu lauten, wenn jedes Fach positiv beurteilt wurde, 
anderenfalls hat sie “nicht bestanden” zu lauten. Die 
Gesamtbeurteilung hat “mit Auszeichnung bestan-
den” zu lauten, wenn in keinem Fach eine schlechte-
re Beurteilung als “gut” und in mindestens der Hälf-
te der Fächer die Beurteilung “sehr gut” erteilt wur-
de. In den künstlerischen Studien hat bei studienab-
schließenden Prüfungen, die nur ein zentrales künst-
lerisches Fach umfassen, an die Stelle der Beurtei-
lung “sehr gut” die Beurteilung “mit Auszeichnung 
bestanden” zu treten. 

Nichtigerklärung von Beurteilungen 

§ 74. (1) Das für die studienrechtlichen Angele-
genheiten zuständige Organ hat die Beurteilung 
einer Prüfung mit Bescheid für nichtig zu erklären, 
wenn die Anmeldung zu dieser Prüfung erschlichen 
wurde. 

(2) Überdies ist die Beurteilung einer Prüfung, 
einer wissenschaftlichen Arbeit oder einer künstleri-
schen Master- oder Diplomarbeit mit Bescheid für 
nichtig zu erklären, wenn diese Beurteilung, insbe-
sondere durch die Verwendung unerlaubter Hilfs-
mittel, erschlichen wurde. 

(3) Die Prüfung, deren Beurteilung für nichtig 
erklärt wurde, ist auf die Gesamtzahl der Wiederho-
lungen anzurechnen. 

(4) Prüfungen, die außerhalb des Wirkungsbe-
reiches einer Fortsetzungsmeldung abgelegt wurden, 
und Beurteilungen wissenschaftlicher Arbeiten so-
wie künstlerischer Master- und Diplomarbeiten, die 
außerhalb des Wirkungsbereiches einer Fortset-
zungsmeldung erfolgten, sind absolut nichtig. Eine 
Anrechnung auf die Gesamtzahl der Wiederholun-
gen erfolgt nicht. 

Zeugnisse 

§ 75. (1) Die Beurteilung der Prüfungen, wis-
senschaftlichen Arbeiten und künstlerischen Master- 
oder Diplomarbeiten ist jeweils durch ein Zeugnis zu 
beurkunden. Sammelzeugnisse sind zulässig. 

(2) Die Zeugnisse sind vom Senat festzulegen 
und haben jedenfalls folgende Angaben zu enthal-
ten: 
 1. die ausstellende Universität und die Be-

zeichnung des Zeugnisses; 
 2. die Matrikelnummer; 
 3. den Familiennamen und die Vornamen; 
 4. das Geburtsdatum; 
 5. die Bezeichnung des Studiums; 
 6. die Bezeichnung der Prüfung oder das Fach 

und die erfolgte Beurteilung sowie die ECTS-
Anrechnungspunkte; 

 7. den Namen der Prüferin oder des Prüfers, 
das Prüfungsdatum und die Beurteilung; 

 8. den Namen der Ausstellerin oder des Aus-
stellers. 

Bei Zeugnissen über die Beurteilung wissenschaftli-
cher Arbeiten sowie künstlerischer Master- und Dip-
lomarbeiten ist das Thema anzugeben. 

(3) Zeugnisse über Prüfungen vor Einzelprüfe-
rinnen oder Einzelprüfern hat die Prüferin oder der 
Prüfer, Zeugnisse über die Beurteilung wissenschaft-
licher Arbeiten sowie künstlerischer Master- und 
Diplomarbeiten hat die Beurteilerin oder der Beur-
teiler, Zeugnisse über kommissionelle Prüfungen hat 
die oder der Vorsitzende des Prüfungssenates, Zeug-
nisse über Studienabschlüsse hat das für die studi-
enrechtlichen Angelegenheiten zuständige Organ 
auszustellen. 
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(4) Die Zeugnisse sind unverzüglich, längstens 
jedoch innerhalb von vier Wochen nach Erbringung 
der zu beurteilenden Leistung auszustellen. Zur Un-
terstützung der internationalen Mobilität der Stu-
dierenden ist der Anschluss einer fremdsprachigen 
Übersetzung zulässig, wobei die Benennung der 
Universität und des ausstellenden Organs nicht zu 
übersetzen sind. 

(5) Die Ausstellung von Zeugnissen mittels 
automationsunterstützter Datenverarbeitung ist 
zulässig. Wenn keine eigenhändige Fertigung erfolgt, 
ist eine Beglaubigung nur bei studienabschließenden 
Zeugnissen erforderlich. 

(6) Die Universität hat einer oder einem auslän-
dischen Studierenden ab dem zweiten Studienjahr 
auf Antrag der oder des Studierenden einen Studi-
enerfolgsnachweis auszustellen, sofern sie oder er im 
vorausgegangenen Studienjahr positiv beurteilte 
Prüfungen im Umfang von mindestens 16 ECTS-
Anrechnungspunkten (8 Semesterstunden) abgelegt 
hat. 

Zulassungs­ und Ergänzungsprüfungen 

§ 76. (1) Das für die studienrechtlichen Angele-
genheiten zuständige Organ hat fachlich geeignete 
Prüferinnen oder Prüfer für die Zulassungs- und 
Ergänzungsprüfungen heranzuziehen, die Prü-
fungsmethode zu bestimmen und festzulegen, ob die 
Prüfung als Einzelprüfung oder als kommissionelle 
Prüfung abzulegen ist. 

(2) Im Curriculum für das Lehramtsstudium aus 
dem Unterrichtsfach Bewegung und Sport und für 
das Studium Sportwissenschaften ist festzulegen, in 
welcher Weise die Ergänzungsprüfung für den 
Nachweis der körperlich-motorischen Eignung abzu-
legen ist. 

(3) Wird zur Vorbereitung auf eine Ergänzungs-
prüfung ein Universitätslehrgang eingerichtet, gilt 
dessen positiver Abschluss als Ergänzungsprüfung. 

(4) In den Curricula für künstlerische Studien 
ist festzulegen, in welcher Weise die Zulassungsprü-
fung für den Nachweis der künstlerischen Eignung 
abzulegen ist. 

Wiederholung von Prüfungen 

§ 77. (1) Die Studierenden sind berechtigt, posi-
tiv beurteilte Prüfungen bis sechs Monate nach der 
Ablegung, jedoch längstens bis zum Abschluss des 
betreffenden Studienabschnittes oder bis zum Ab-
schluss des betreffenden Studiums einmal zu wie-
derholen. Die positiv beurteilte Prüfung wird mit 
dem Antreten zur Wiederholungsprüfung nichtig. 
An den Universitäten gemäß § 6 Z 16 bis 21 dürfen 
zwei positiv beurteilte Lehrveranstaltungsprüfungen 
aus dem zentralen künstlerischen Fach während der 
gesamten Studiendauer je einmal wiederholt wer-
den. 

(2) Die Studierenden sind berechtigt, negativ 
beurteilte Prüfungen dreimal zu wiederholen. Auf 
die Zahl der zulässigen Prüfungsantritte sind alle 

Antritte für dasselbe Prüfungsfach in allen fachein-
schlägigen Studien an derselben Universität anzu-
rechnen. In der Satzung ist festzulegen, ob und wie 
viele weitere Prüfungswiederholungen zulässig sind. 

(3) Die dritte Wiederholung einer Prüfung ist 
kommissionell abzuhalten, wenn die Prüfung in 
Form eines einzigen Prüfungsvorganges durchge-
führt wird. Auf Antrag der oder des Studierenden 
gilt dies auch für die zweite Wiederholung. 

(4) Die Festlegung von Fristen und die Ver-
pflichtung zur Ablegung von Lehrveranstaltungsprü-
fungen als Voraussetzung für die Wiederholung von 
Prüfungen sind unzulässig. 

(5) Die Zulassungsprüfung für den Nachweis 
der künstlerischen Eignung sowie die Ergänzungs-
prüfung für den Nachweis der körperlich-
motorischen Eignung sind unbeschränkt wiederhol-
bar. 

Anerkennung von Prüfungen 

§ 78. (1) Positiv beurteilte Prüfungen, die or-
dentliche Studierende an einer anerkannten inländi-
schen oder ausländischen postsekundären Bildungs-
einrichtung, einer berufsbildenden höheren Schule, 
einer Höheren Anstalt für Lehrer- und Erzieherbil-
dung, in Studien an anerkannten inländischen Bil-
dungseinrichtungen, deren Zugang die allgemeine 
Universitätsreife erfordert, oder in einem Lehrgang 
universitären Charakters abgelegt haben, sowie posi-
tiv beurteilte Prüfungen aus künstlerischen und 
künstlerisch-wissenschaftlichen Fächern, die von 
ordentlichen Studierenden an Musikgymnasien bzw. 
an Musischen Gymnasien abgelegt wurden, sind auf 
Antrag der oder des ordentlichen Studierenden vom 
für die studienrechtlichen Angelegenheiten zustän-
digen Organ bescheidmäßig anzuerkennen, soweit 
sie den im Curriculum vorgeschriebenen Prüfungen 
gleichwertig sind. Die an einer inländischen Univer-
sität oder an einer Universität der Europäischen 
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraumes für 
ein Fach abgelegten Prüfungen sind für das gleiche 
Fach im weiteren Studium desselben Studiums an 
einer anderen inländischen Universität jedenfalls 
anzuerkennen, wenn die ECTS-Anrechnungspunkte 
gleich sind oder nur geringfügig abweichen. Solche 
Anerkennungen können im Curriculum generell 
festgelegt werden. Die Anerkennung von Prüfungen, 
die entgegen der Bestimmungen des § 63 Abs. 8 und 
9 an einer anderen Universität abgelegt wurden, ist 
ausgeschlossen. 

(2) Die an österreichischen Konservatorien mit 
Öffentlichkeitsrecht abgelegten Prüfungen sind auf 
Antrag der oder des ordentlichen Studierenden be-
scheidmäßig anzuerkennen, soweit sie den im Curri-
culum vorgeschriebenen Prüfungen gleichwertig 
sind. Solche Anerkennungen können im Curriculum 
generell festgelegt werden. 

(3) Die wissenschaftliche Tätigkeit in Betrieben 
oder außeruniversitären Forschungseinrichtungen, 
die eine wissenschaftliche Berufsvorbildung vermit-
teln können, sind entsprechend der Art der For-
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schungstätigkeit und der Forschungsprojekte der 
betreffenden Einrichtung sowie nach Art und Um-
fang der Mitwirkung oder Tätigkeit der oder des 
Studierenden nach Maßgabe der Gleichwertigkeit 
auf Antrag der oder des ordentlichen Studierenden 
bescheidmäßig als Prüfung anzuerkennen. 

(4) Die künstlerische Tätigkeit an Institutionen 
außerhalb der Universität, die eine künstlerische 
Berufsvorbildung vermitteln können, kann entspre-
chend der Art der künstlerischen Tätigkeit sowie 
nach Art und Umfang der Mitwirkung oder Tätigkeit 
der oder des Studierenden nach Maßgabe der 
Gleichwertigkeit auf Antrag der oder des ordentli-
chen Studierenden bescheidmäßig als Prüfung aner-
kannt werden. 

(5) Auf Antrag ordentlicher Studierender, die 
Teile ihres Studiums im Ausland durchführen wol-
len, ist bescheidmäßig festzustellen, welche der ge-
planten Prüfungen den im Curriculum vorgeschrie-
benen Prüfungen gleichwertig sind. Die für die Beur-
teilung notwendigen Unterlagen sind von der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller vorzulegen. 

(6) Die Anerkennung einer Prüfung gilt als Prü-
fungsantritt und positive Beurteilung der entspre-
chenden im Curriculum vorgeschriebenen Prüfung 
in dem Studium, für welches die Prüfung anerkannt 
wird. 

(7) Positiv beurteilte Prüfungen, die außeror-
dentliche Studierende abgelegt haben, sind für or-
dentliche Studien nur insoweit anerkennbar, als sie 
im Rahmen von Universitätslehrgängen oder vor der 
vollständigen Ablegung der Reifeprüfung oder der 
Studienberechtigungsprüfung oder der Ergänzungs-
prüfung für den Nachweis der körperlich-
motorischen Eignung oder der Zulassungsprüfung 
für den Nachweis der künstlerischen Eignung für 
das Studium, für welches die Prüfung anerkannt 
werden soll, abgelegt wurden. 

(8) Über Anerkennungsanträge in erster Instanz 
ist abweichend von § 73 AVG spätestens zwei Mona-
te nach Einlangen des Antrages bescheidmäßig zu 
entscheiden. 

Rechtsschutz bei Prüfungen 

§ 79. (1) Die Berufung gegen die Beurteilung ei-
ner Prüfung ist unzulässig. Wenn die Durchführung 
einer negativ beurteilten Prüfung einen schweren 
Mangel aufweist, hat das für die studienrechtlichen 
Angelegenheiten zuständige Organ diese Prüfung auf 
Antrag der oder des Studierenden mit Bescheid auf-
zuheben. Die oder der Studierende hat den Antrag 
innerhalb von zwei Wochen ab der Bekanntgabe der 
Beurteilung einzubringen und den schweren Mangel 
glaubhaft zu machen. Der Antritt zu der Prüfung, die 
aufgehoben wurde, ist nicht auf die zulässige Zahl 
der Prüfungsantritte anzurechnen. 

(2) Mündliche Prüfungen sind öffentlich. Es ist 
zulässig, den Zutritt erforderlichenfalls auf eine den 
räumlichen Verhältnissen entsprechende Anzahl von 
Personen zu beschränken. Bei kommissionellen 
mündlichen Prüfungen hat jedes Mitglied des Prü-

fungssenates während der gesamten Prüfungszeit 
anwesend zu sein. Das Ergebnis einer mündlichen 
Prüfung ist unmittelbar nach der Prüfung der oder 
dem Studierenden bekannt zu geben. Wurde die 
Prüfung negativ beurteilt, sind die Gründe dafür der 
oder dem Studierenden zu erläutern. 

(3) Wenn die Beurteilungsunterlagen (insbe-
sondere Gutachten, Korrekturen schriftlicher Prü-
fungen und Prüfungsarbeiten) den Studierenden 
nicht ausgehändigt werden, ist sicherzustellen, dass 
diese mindestens sechs Monate ab der Bekanntgabe 
der Beurteilung aufbewahrt werden. 

(4) Die Prüferin oder der Prüfer oder die oder 
der Vorsitzende des Prüfungssenats hat für den ge-
ordneten Ablauf der Prüfung zu sorgen und das Prü-
fungsprotokoll zu führen. In das Protokoll sind der 
Prüfungsgegenstand, der Ort und die Zeit der Prü-
fung, die Namen der Prüferin oder des Prüfers oder 
die Namen der Mitglieder des Prüfungssenats, die 
Namen der oder des Studierenden, die gestellten 
Fragen, die erteilten Beurteilungen, die Gründe für 
die negative Beurteilung sowie allfällige besondere 
Vorkommnisse aufzunehmen. Die Gründe für die 
negative Beurteilung sind der oder dem Studieren-
den auf Antrag schriftlich mitzuteilen. Das Prü-
fungsprotokoll ist mindestens ein Jahr ab der Be-
kanntgabe der Beurteilung aufzubewahren. 

(5) Der oder dem Studierenden ist Einsicht in 
die Beurteilungsunterlagen und in die Prüfungspro-
tokolle zu gewähren, wenn sie oder er dies innerhalb 
von sechs Monaten ab Bekanntgabe der Beurteilung 
verlangt. Die Beurteilungsunterlagen umfassen auch 
die bei der betreffenden Prüfung gestellten Prü-
fungsfragen. Die oder der Studierende ist berechtigt, 
von diesen Unterlagen Fotokopien anzufertigen. 
Vom Recht auf das Anfertigen von Fotokopien aus-
genommen sind Multiple Choice-Fragen inklusive 
der jeweiligen Antwort-Items. 

5. Abschnitt: Bachelorarbeiten,  
Diplom­ und Masterarbeiten sowie 
Dissertationen 

Bachelorarbeiten 

§ 80. (1) Im Bachelorstudium sind im Rahmen 
von Lehrveranstaltungen Bachelorarbeiten abzufas-
sen. Nähere Bestimmungen über Bachelorarbeiten 
sind im jeweiligen Curriculum festzulegen. 

(2) Bei der Bearbeitung des Themas und der Be-
treuung der Studierenden sind die Bestimmungen 
des Urheberrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 111/1936, zu 
beachten. 

Diplom­ und Masterarbeiten 

§ 81. (1) Im Diplom- oder Masterstudium ist ei-
ne Diplom- oder Masterarbeit abzufassen. In beson-
ders berufsorientierten Studien ist es zulässig, im 
Curriculum anstelle der Diplom- oder Masterarbeit 
einen anderen gleichwertigen Nachweis vorzusehen. 
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Die Abfassung als Klausurarbeit ist unzulässig. Nä-
here Bestimmungen über Betreuung und Beurtei-
lung von Diplom- oder Masterarbeiten sind in der 
Satzung, nähere Bestimmungen über das Thema der 
Diplom- oder Masterarbeit sind im jeweiligen Curri-
culum festzulegen. 

(2) Die Aufgabenstellung der Diplom- oder 
Masterarbeit ist so zu wählen, dass für eine Studie-
rende oder einen Studierenden die Bearbeitung in-
nerhalb von sechs Monaten möglich und zumutbar 
ist. 

(3) Die gemeinsame Bearbeitung eines Themas 
durch mehrere Studierende ist zulässig, wenn die 
Leistungen der einzelnen Studierenden gesondert 
beurteilbar bleiben. Erfordert die Bearbeitung eines 
Themas die Verwendung der Geld- oder Sachmittel 
von Einrichtungen der Universität, so ist die Verga-
be nur zulässig, wenn die Leiterin oder der Leiter 
dieser Einrichtung über die beabsichtigte Vergabe 
informiert wurde und diese nicht binnen eines Mo-
nats wegen einer wesentlichen Beeinträchtigung des 
Lehr- und Forschungsbetriebes untersagt hat. 

(4) § 80 Abs. 2 gilt auch für Diplom- und Mas-
terarbeiten. 

Dissertationen 

§ 82. (1) Im Doktoratsstudium ist eine Disserta-
tion abzufassen. Nähere Bestimmungen über Be-
treuung und Beurteilung von Dissertationen sind in 
der Satzung, nähere Bestimmungen über das Thema 
der Dissertation sind im jeweiligen Curriculum fest-
zulegen. 

(2) § 80 Abs. 2 und § 81 Abs. 3 gelten auch für 
Dissertationen. 

Künstlerische Diplom­ und Masterarbeiten 

§ 83. (1) In künstlerischen Studien ist eine 
künstlerische Diplom- oder Masterarbeit zu schaf-
fen. Die Studierenden sind berechtigt, anstelle der 
künstlerischen Diplom- oder Masterarbeit eine Dip-
lom- oder Masterarbeit aus einem im Curriculum 
festgelegten wissenschaftlichen Prüfungsfach zu 
verfassen. 

(2) Die künstlerische Diplom- oder Masterarbeit 
hat neben einem künstlerischen Teil, der den 
Schwerpunkt bildet, auch einen schriftlichen Teil zu 
umfassen. Dieser hat den künstlerischen Teil zu 
erläutern. Nähere Bestimmungen über Betreuung 
und Beurteilung von künstlerischen Diplom- und 
Masterarbeiten sind in der Satzung, nähere Bestim-
mungen über das Thema der künstlerischen Diplom- 
und Masterarbeit sind im jeweiligen Curriculum 
festzulegen. 

(3) § 80 Abs. 2 und § 81 Abs. 3 gelten auch für 
künstlerische Diplom- und Masterarbeiten. 

Einsicht in die Beurteilungsunterlagen 

§ 84. (1) Wenn die Beurteilungsunterlagen 
(insbesondere Gutachten und Korrekturen von 

künstlerischen Arbeiten) den Studierenden nicht 
ausgehändigt werden, hat das für die studienrechtli-
chen Angelegenheiten zuständige Organ sicherzu-
stellen, dass diese mindestens sechs Monate ab der 
Bekanntgabe der Beurteilung aufbewahrt werden. 

(2) Der oder dem Studierenden ist Einsicht in 
die Beurteilungsunterlagen zu gewähren, wenn sie 
oder er dies innerhalb von sechs Monaten ab Be-
kanntgabe der Beurteilung beantragt. Die oder der 
Studierende ist berechtigt, von diesen Unterlagen 
Fotokopien anzufertigen. 

Veröffentlichungspflicht 

§ 86. (1) Die Absolventin oder der Absolvent 
hat die positiv beurteilte Diplom- oder Masterarbeit, 
Dissertation oder künstlerische Diplom- oder Mas-
terarbeit oder die Dokumentation der künstlerischen 
Diplom- oder Masterarbeit durch Übergabe an die 
Bibliothek der Universität, an welcher der akademi-
sche Grad verliehen wird, zu veröffentlichen. Die 
Absolventin oder der Absolvent hat vor der Verlei-
hung des akademischen Grades jeweils ein vollstän-
diges Exemplar der positiv beurteilten Diplom- oder 
Masterarbeit, Dissertation oder künstlerischen Dip-
lom- oder Masterarbeit oder die Dokumentation der 
künstlerischen Diplom- oder Masterarbeit abzulie-
fern. Von der Veröffentlichungspflicht ausgenom-
men sind die wissenschaftlichen Arbeiten oder deren 
Teile, die einer Massenvervielfältigung nicht zugäng-
lich sind. Die positiv beurteilte Dissertation ist über-
dies durch Übergabe an die Österreichische Natio-
nalbibliothek zu veröffentlichen. Sofern vorhanden, 
kann diese Übergabe auch in elektronischer Form 
erfolgen. 

(2) Anlässlich der Ablieferung einer wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Arbeit ist die Ver-
fasserin oder der Verfasser berechtigt, den Aus-
schluss der Benützung der abgelieferten Exemplare 
für längstens fünf Jahre nach der Ablieferung zu 
beantragen. Dem Antrag ist vom für die studien-
rechtlichen Angelegenheiten zuständigen Organ 
stattzugeben, wenn die oder der Studierende glaub-
haft macht, dass wichtige rechtliche oder wirtschaft-
liche Interessen der oder des Studierenden gefährdet 
sind. 

6. Abschnitt: Akademische Grade 

Verleihung akademischer Grade 

§ 87. (1) Das für die studienrechtlichen Angele-
genheiten zuständige Organ hat den Absolventinnen 
und Absolventen der ordentlichen Studien nach der 
positiven Beurteilung aller im jeweiligen Curriculum 
vorgeschriebenen Prüfungen und in den Diplom-, 
Master- und Doktoratsstudien nach der Ablieferung 
der positiv beurteilten wissenschaftlichen Arbeit 
oder künstlerischen Diplom- oder Masterarbeit oder 
der Dokumentation der künstlerischen Diplom- oder 
Masterarbeit den festgelegten akademischen Grad 
durch einen schriftlichen Bescheid unverzüglich, 
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jedoch spätestens einen Monat nach der Erfüllung 
aller Voraussetzungen von Amts wegen zu verleihen. 

(2) Das für die studienrechtlichen Angelegen-
heiten zuständige Organ hat den Absolventinnen 
und Absolventen der Universitätslehrgänge nach der 
positiven Beurteilung aller im jeweiligen Curriculum 
vorgeschriebenen Prüfungen den festgelegten aka-
demischen Grad durch einen schriftlichen Bescheid 
unverzüglich, jedoch spätestens einen Monat nach 
der Erfüllung aller Voraussetzungen von Amts we-
gen zu verleihen. 

(3) Zur Unterstützung der internationalen Mo-
bilität der Studierenden ist dem Verleihungsbe-
scheid eine englischsprachige Übersetzung anzu-
schließen, wobei die Benennung der Universität und 
des ausstellenden Organs sowie der akademische 
Grad nicht zu übersetzen sind. Der Verleihungsbe-
scheid hat jedenfalls folgende Angaben zu enthalten: 
 1. den Familiennamen und die Vornamen, 

allenfalls den Geburtsnamen; 
 2. das Geburtsdatum und die Staatsangehörig-

keit; 
 3. das abgeschlossene Studium; 
 4. den verliehenen akademischen Grad. 

(4) Werden die Voraussetzungen für einen aka-
demischen Grad mit demselben Wortlaut mehr als 
einmal erbracht, so ist derselbe akademische Grad 
auch mehrfach zu verleihen. 

(5) Wird ein ordentliches Studium auf Grund 
eines gemeinsamen Studienprogrammes abge-
schlossen, bei dessen Durchführung bei einem Stu-
dienumfang von bis zu 120 ECTS-
Anrechnungspunkten jeweils mindestens 30 ECTS-
Anrechnungspunkte, bei einer Studiendauer von 
mehr als 120 ECTS-Anrechnungspunkten jeweils 
mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte unter der 
Verantwortung einer ausländischen Partnerinstitu-
tion erbracht wurden, ist es zulässig, die Verleihung 
des akademischen Grades durch eine gemeinsame 
Urkunde mit dieser Partnereinrichtung oder diesen 
Partnereinrichtungen vorzunehmen. 

Führung akademischer Grade 

§ 88. (1) Personen, denen von einer anerkann-
ten inländischen oder ausländischen postsekundä-
ren Bildungseinrichtung ein akademischer Grad 
verliehen wurde, haben das Recht, diesen in der in 
der Verleihungsurkunde festgelegten, auch abge-
kürzten, Form zu führen, wobei der akademische 
Grad einschließlich eines geschlechtsspezifischen 
Zusatzes geführt werden darf. 

(1a) Personen, denen von einer inländischen 
postsekundären Bildungseinrichtung oder einer 
anerkannten postsekundären Einrichtung einer an-
deren Vertragspartei des EU-Beitrittsvertrages oder 
einer anderen Vertragspartei des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ein akademi-
scher Grad verliehenen wurde, haben das Recht, die 
Eintragung dieses akademischen Grades in abge-
kürzter Form ohne Zusatz gemäß Abs. 1 in öffentli-
che Urkunden zu verlangen. 

(2) “Mag.”, “Dr.” und “Dipl.-Ing.” (“DI”) sind im 
Falle der Führung dem Namen voranzustellen, die 
übrigen akademischen Grade sind dem Namen 
nachzustellen. 

Widerruf inländischer akademischer Grade 

§ 89. Der Verleihungsbescheid ist vom für die 
studienrechtlichen Angelegenheiten zuständigen 
Organ aufzuheben und einzuziehen, wenn sich nach-
träglich ergibt, dass der akademische Grad insbe-
sondere durch gefälschte Zeugnisse erschlichen 
worden ist. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Zu Abs. 3: Ist auf Nostrifizierungsanträge anzuwenden, 
die nach dem 1. Mai 2012 gestellt werden (vgl. § 143 
Abs. 29). 

7. Abschnitt: Nostrifizierung 

§ 90. (1) Die Antragstellung betreffend die An-
erkennung eines ausländischen Studienabschlusses 
als Abschluss eines inländischen ordentlichen Studi-
ums (Nostrifizierung) setzt den Nachweis voraus, 
dass die Nostrifizierung zwingend für die Berufsaus-
übung oder die Fortsetzung der Ausbildung der An-
tragstellerin oder des Antragstellers in Österreich 
erforderlich ist. Nähere Bestimmungen sind in der 
Satzung festzulegen. 

(2) Der Antrag ist an einer Universität einzu-
bringen, an der das entsprechende inländische Stu-
dium eingerichtet ist. Es ist unzulässig, denselben 
Nostrifizierungsantrag gleichzeitig oder nach der 
Zurückziehung an einer anderen Universität einzu-
bringen. 

(3) Die Nostrifizierung ist vom für die studien-
rechtlichen Angelegenheiten zuständigen Organ mit 
Bescheid auszusprechen. Im Bescheid ist festzule-
gen, welchem inländischen Studienabschluss der 
ausländische Studienabschluss entspricht und wel-
chen inländischen akademischen Grad die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller an Stelle des auslän-
dischen akademischen Grades auf Grund der 
Nostrifizierung zu führen berechtigt ist. Die Ausfer-
tigung des Bescheides ist auf der Urkunde, die als 
Nachweis des ausländischen Studienabschlusses 
vorgelegt wurde, zu vermerken. Über Anträge auf 
Nostrifizierung ist in erster Instanz abweichend von 
§ 73 AVG spätestens drei Monate nach Einlangen 
des Antrages bescheidmäßig zu entscheiden. 

(4) Die Nostrifizierung ist bescheidmäßig zu wi-
derrufen, wenn sie insbesondere durch gefälschte 
Zeugnisse erschlichen worden ist. 

(5) Die Taxe für die Nostrifizierung eines aus-
ländischen Studienabschlusses beträgt 150 Euro. Die 
Taxe ist im Voraus zu entrichten. Sie verfällt, wenn 
der Antrag auf Nostrifizierung abgewiesen oder zu-
rückgezogen wird. 
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8. Abschnitt:  

Studienbeitrag 

§ 91. (1) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. 
I Nr. 45/2011) 

(2) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 
45/2011) 

(3) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 
45/2011) 

(4) Der Studienbeitrag ist für jedes Semester im 
Voraus zu entrichten. Zur Sicherstellung der Einhe-
bung des Studienbeitrages hat die Bundesrechen-
zentrum GmbH einen Datenverbund der Universitä-
ten zu betreiben, der folgende Daten der Studieren-
den zum Zweck der Sicherstellung der Einhebung 
des Studienbeitrags zu enthalten hat: 
 1. die Matrikelnummer; 
 2. die Namen einschließlich allfälliger akade-

mischer Grade und das Geschlecht; 
 3. die Staatsangehörigkeit; 
 4. der Beitragsstatus; 
 5. die Anschrift am Studienort und am Hei-

matort. 

(5) Die Studienbeiträge verbleiben der jeweili-
gen Universität. Der Studienbeitrag von Studieren-
den, die ein von mehreren Universitäten gemeinsam 
eingerichtetes Studium betreiben oder die zu mehre-
ren Studien verschiedener Universitäten zugelassen 
sind, ist unter den beteiligten Universitäten aufzutei-
len. 

(6) Nähere Bestimmungen zur Einhebung des 
Studienbeitrages sind durch Verordnung der Bun-
desministerin oder des Bundesministers festzulegen. 

(7) Für den Besuch von Universitätslehrgängen 
haben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen 
Lehrgangsbeitrag zu entrichten. Er ist unter Berück-
sichtigung der tatsächlichen Kosten des Universi-
tätslehrgangs vom Rektorat festzusetzen. Ordentli-
chen Studierenden, die eine Studienbeihilfe bezie-
hen, ist auf Antrag unter Bedachtnahme auf ihre 
Leistungsfähigkeit eine Ermäßigung des Lehrgangs-
beitrags zu gewähren. Außerordentliche Studieren-
de, die ausschließlich zum Studium eines Universi-
tätslehrganges zugelassen sind, haben den Lehr-
gangsbeitrag und keinen Studienbeitrag zu entrich-
ten. Für Vorbereitungslehrgänge ist kein Lehrgangs-
beitrag und kein Studienbeitrag einzuheben. 

(8) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 
45/2011) 

Erlass und Rückerstattung des Studienbeitra­
ges 

§ 92. (1) Der Studienbeitrag ist insbesondere zu 
erlassen 
 1. Studierenden für die Semester, in denen sie 

nachweislich Studien oder Praxiszeiten im 
Rahmen von transnationalen EU-, staatli-
chen oder universitären Mobilitätspro-
grammen absolvieren werden; 

 2. Studierenden für die Semester, in denen sie 
auf Grund verpflichtender Bestimmungen im 
Curriculum Studien im Ausland absolvieren 
werden; 

 3. ordentlichen ausländischen Studierenden 
gemäß § 91 Abs. 2, deren dort zuletzt besuch-
te Universität mit der österreichischen Uni-
versität bzw. mit österreichischen Universi-
täten ein universitäres Partnerschaftsab-
kommen abgeschlossen hat, welches auch 
den gegenseitigen Erlass des Studienbeitra-
ges vorsieht, sowie ordentlichen ausländi-
schen Studierenden gemäß § 91 Abs. 2 aus 
den am wenigsten entwickelten Ländern, 
wobei diese Länder durch Verordnung der 
Bundesministerin oder des Bundesministers 
festzulegen sind; 

 4. Studierenden, die die Voraussetzungen ge-
mäß § 91 Abs. 1 erfüllen, auch bei Über-
schreitung des in Abs. 1 festgelegten Zeit-
raumes für Semester, in denen sie nachweis-
lich mehr als 2 Monate durch Krankheit oder 
Schwangerschaft am Studium gehindert wa-
ren oder sich überwiegend der Betreuung 
von Kindern bis zum 7. Geburtstag oder ei-
nem allfälligen späteren Schuleintritt ge-
widmet haben. 

 5. Studierenden, die die Voraussetzungen ge-
mäß § 91 Abs. 1 erfüllen, auch bei Über-
schreitung des in Abs. 1 festgelegten Zeit-
raumes, wenn sie im Kalenderjahr vor dem 
jeweiligen Semesterbeginn durch eine Er-
werbstätigkeit in Anspruch genommen wa-
ren, durch die sie ein Jahreseinkommen zu-
mindest in der Höhe des 14-fachen Betrages 
gem. § 5 Abs. 2 ASVG in der jeweils gelten-
den Fassung erzielt haben. Die Träger der 
Sozialversicherung haben zu diesem Zweck 
den Universitäten auf Anfrage die für das 
Kalenderjahr vor dem jeweiligen Semester-
beginn vorliegenden Daten der betroffenen 
Studierenden über die Erwerbstätigkeit und 
die Beitragsgrundlagen im automationsun-
terstützten Datenverkehr über den Haupt-
verband (§ 31 ASVG) zu übermitteln. 

 6. Studierenden, die die Voraussetzungen ge-
mäß § 91 Abs. 1 erfüllen, auch bei Über-
schreitung des in Abs. 1 festgelegten Zeit-
raumes, wenn eine Behinderung nach bun-
desgesetzlichen Vorschriften mit mindestens 
50 % festgestellt ist. 
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 7. Studierenden, wenn sie im vergangenen 
Semester Studienbeihilfe gemäß dem Studi-
enförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 
305/1992, bezogen haben oder im laufenden 
Semester beziehen. 

(2) Über den Antrag auf Erlass des Studienbei-
trages entscheidet das Rektorat. 

(3) Dem Antrag sind die für den Erlass des Stu-
dienbeitrages erforderlichen Nachweise beizufügen. 

(4) Die Entscheidung der Universität ist in ge-
eigneter Form zu dokumentieren. 

(5) Studierende, denen gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 
der Studienbeitrag erlassen wurde und die in diesem 
Semester keine Studien oder Praxiszeiten im Sinne 
dieser Bestimmungen im Ausland absolviert haben, 
müssen den Studienbeitrag nachträglich entrichten. 
Dies hat das Rektorat bescheidmäßig zu verfügen. 

(6) Sofern Studierende den Erlass des Studien-
beitrages durch unvollständige oder unwahre Anga-
ben maßgebender Tatsachen schuldhaft veranlasst 
oder erschlichen haben, haben sie unbeschadet 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit den doppelten 
Studienbeitrag zu entrichten. Dies hat das Rektorat 
bescheidmäßig zu verfügen. 

(7) Studierende, die beurlaubt sind, haben kei-
nen Studienbeitrag zu entrichten. 

(8) Gegen Bescheide des Rektorats ist die Beru-
fung an den Senat zulässig. 

(9) Die Bundesministerin oder der Bundesmi-
nister ist berechtigt, entsprechend den Schwer-
punktsetzungen Österreichs bei den Maßnahmen zur 
Unterstützung und Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Entwicklungsländer 
sowie der Unterstützung der Reformländer Zentral- 
und Osteuropas durch Verordnung Staaten festzule-
gen, deren Angehörigen der Studienbeitrag erstattet 
werden kann. 

(10) Die Erstattung erfolgt im Rahmen der Pri-
vatwirtschaftsverwaltung auf Grund von Anträgen 
der Studierenden. Die Erstattung hat binnen vier 
Wochen ab Antragstellung auf Erstattung zu erfol-
gen. Auf die Erstattung besteht kein Rechtsan-
spruch. 

9. Abschnitt: Sonderbestimmungen 

Sonderbestimmungen für die Katholische 
Theologie 

§ 93. (1) Bei einem Übertritt von Studierenden 
von einer kirchlichen theologischen Lehranstalt 
(Art. V § 1 des Konkordates zwischen dem Heiligen 
Stuhle und der Republik Österreich) an eine Organi-
sationseinheit einer Universität, deren Wirkungsbe-
reich sich auf die Katholische Theologie bezieht, 
gelten folgende besondere Bestimmungen: 
 1. Die Prüfungen, die an diesen Lehranstalten 

abgelegt wurden, sind als Ergänzungsprü-
fungen anzuerkennen, wenn die von der 
Lehranstalt namhaft gemachte Prüferin oder 

der von der Lehranstalt namhaft gemachte 
Prüfer 

 a) die Lehrbefugnis (venia docendi) für das 
betreffende Fach besitzt oder 

 b) von einer Organisationseinheit einer Uni-
versität, deren Wirkungsbereich sich auf 
die Katholische Theologie bezieht, zur Ab-
nahme der Ergänzungsprüfungen für die 
Dauer von jeweils drei Jahren bevoll-
mächtigt wurde. 

 2. Die Prüfungen, die an diesen Lehranstalten 
abgelegt wurden, sind anzuerkennen, wenn 
sie vor 

 a) einer für ein Fach der Katholischen Theo-
logie hiezu bestellten Universitätsprofes-
sorin oder einem für ein Fach der Katholi-
schen Theologie hiezu bestellten Universi-
tätsprofessor oder 

 b) einer oder einem sonst von einer Organi-
sationseinheit einer Universität, deren 
Wirkungsbereich sich auf die Katholische 
Theologie bezieht, hiezu Bevollmächtigten 
abgelegt wurden. Zu der in angemessener 
Frist vorzunehmenden Bevollmächtigung 
ist der kirchlichen theologischen Lehran-
stalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

 3. Absolventinnen und Absolventen dieser 
kirchlichen theologischen Lehranstalten ist 
der jeweilige für das Studium vorgesehene 
akademische Grad zu verleihen, wenn die 
abgelegten Prüfungen gemäß den oben ge-
nannten Bestimmungen anerkannt wurden 
und die wissenschaftliche Arbeit von einer 
für ein Fach der Katholischen Theologie be-
stellten Universitätsprofessorin oder einem 
für ein Fach der Katholischen Theologie be-
stellten Universitätsprofessor positiv beur-
teilt oder von einer fachzuständigen Person 
mit Lehrbefugnis (venia docendi) an der be-
treffenden Lehranstalt betreut und positiv 
beurteilt wurde. 

(2) Für die Verleihung des akademischen Gra-
des ist diesfalls die Zulassung zum Studium an der 
Universität nicht erforderlich. 
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VIII. Teil: Übergangs­ und Schluss­
bestimmungen 

3. Abschnitt 

Studienrecht 

§ 124. (1) Die an den Universitäten am 
1. Oktober 2003 eingerichteten Diplom-, Bakkalau-
reats-, Magister- und Doktoratsstudien bleiben an 
diesen Universitäten, solange keine entgegenstehen-
den Entscheidungen gemäß § 54 dieses Bundesge-
setzes getroffen werden, weiterhin eingerichtet. Auf 
diese Studien sind die jeweiligen Studienpläne in der 
am 1. Oktober 2003 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden und diese Studienpläne dürfen gemäß 
§ 25 Abs. 1 Z 10 auch abgeändert werden. An Absol-
ventinnen und Absolventen dieser Diplomstudien 
sowie dieser Bakkalaureats- oder Magisterstudien 
sind jeweils jene akademischen Grade zu verleihen, 
die am 1. Oktober 2003 für die jeweiligen Studien 
vorgesehen sind. § 80 bis § 80b UniStG sind sinn-
gemäß anzuwenden. Werden an Stelle bestehender 
Studien gemäß § 54 Abs. 1 Bakkalaureats-, Magister- 
oder Doktoratsstudien eingerichtet, so sind in den 
Curricula den § 80 Abs. 2 und § 80a Abs. 2 UniStG 
entsprechende Übergangsbestimmungen vorzuse-
hen. 

(1a) Für angebotene Diplomstudien sind die in 
Anlage 1 zum UniStG vorgesehenen akademischen 
Grade zu verleihen. Der Umfang dieser Diplomstu-
dien richtet sich ebenfalls nach Anlage 1 zum 
UniStG. 

(2) Die Studienkommissionen haben bis zum 
1. Juli 2003 allen gemäß UniStG erlassenen Studi-
enplänen ECTS-Anrechnungspunkte im Sinne des 
§ 13 Abs. 4 Z 9 und § 19 Abs. 4 UniStG zuzuteilen. 

(3) Die an den Universitäten am 31. Dezember 
2003 gemäß UniStG eingerichteten Universitäts-
lehrgänge und Vorbereitungslehrgänge bleiben an 
den Universitäten weiterhin eingerichtet. Auf diese 
Studien sind die jeweiligen Studienpläne in der am 
31. Dezember 2003 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden. 

(4) § 77 ist ab dem 1. Oktober 2003 anzuwen-
den. Für die Wiederholung von Prüfungen, die vor 
dem 1. Oktober 2003 negativ beurteilt wurden, ist 
statt § 77 dieses Bundesgesetzes der § 58 Abs. 1 bis 
Abs. 6 UniStG, in der zuletzt geltenden Fassung, 
anzuwenden. 

(5) Wird zu einem gemäß Abs. 1 eingerichteten 
Diplomstudium dieses Studium auch als Bakkalau-
reats- und Magisterstudien eingerichtet, so darf eine 
Zulassung zum Diplomstudium nicht mehr erfolgen. 
Die Übergangsbestimmungen dürfen für das Weiter-
studium auf Grund der alten Vorschriften eine 
Übergangsfrist vorsehen, die höchstens der durch-

schnittlichen Studiendauer für dieses Diplomstudi-
um entspricht. 

(6) Auf Anträge gemäß den §§ 27 und 28 
UniStG, die vor dem 1. Jänner 2004 anhängig ge-
macht wurden, sind die §§ 27 und 28 UniStG, in der 
zuletzt geltenden Fassung, anzuwenden. 

(6a) Außeruniversitäre Bildungseinrichtungen, 
auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ände-
rung des Universitätsgesetzes 2002 durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 81/2009 eine Verordnung 
gemäß §§ 27 und 28 UniStG anzuwenden ist und die 
im Jahr 2009 diesen Lehrgang anbieten, haben bis 
zum 30. Juni 2010 das Recht auf Antragstellung um 
Verlängerung der Gültigkeitsdauer dieser Verord-
nung. Die Verordnungen sind bis längstens 
31. Dezember 2012 zu befristen. 

(7) Auf jene Nostrifizierungsverfahren, die an 
den Universitäten gemäß § 6 Z 16 bis 21 vor dem 
1. August 1998 anhängig gemacht wurden, ist statt 
§ 90 dieses Bundesgesetzes § 49 KHStG anzuwen-
den. Auf jene Nostrifizierungsverfahren, die an den 
Universitäten gemäß § 6 Z 1 bis 15 vor dem 1. August 
1997 anhängig gemacht wurden, ist statt § 90 dieses 
Bundesgesetzes § 40 AHStG anzuwenden. Auf jene 
Nostrifizierungsverfahren, die an den Universitäten 
bis zum 31. Dezember 2003 anhängig gemacht wer-
den, sind statt § 90 dieses Bundesgesetzes die §§ 70 
bis 73 UniStG anzuwenden. 

(8) Auf ordentliche Studierende, die an den 
Universitäten vor dem 1. Jänner 2004 zu einem in-
dividuellen Diplomstudium zugelassen wurden, ist 
§ 17 UniStG weiterhin anzuwenden. 

(9) § 64 Abs. 1 Z 6 und § 78 Abs. 1 sind nur für 
jene Lehrgänge universitären Charakters anzuwen-
den, denen die Berechtigung zur Bezeichnung nach 
dem 1. September 2001 verliehen wurde. 

(10) Bisherige Bakkalaureatsstudien und Magis-
terstudien gelten als Bachelorstudien und Master-
studien gemäß § 51 Abs. 2 Z 4 und 5, bisherige 
Bakkalaureatsarbeiten und Magisterarbeiten gelten 
als Bachelorarbeiten und Masterarbeiten gemäß § 51 
Abs. 2 Z 7 bis 8. 

(11) Bis zur Änderung der akademischen Grade 
aufgrund des § 51 Abs. 2 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 74/2006 in den betreffenden 
Curricula sind die bisherigen akademischen Grade 
weiter zu verleihen. 

(12) Absolventinnen und Absolventen, die vor 
In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 74/2006 das Studium begonnen haben, sind 
jene akademischen Grade zu verleihen, die zum 
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 74/2006 für dieses Studium vorgesehen 
sind. Über Antrag sind anstelle dieser akademischen 
Grade die akademischen Grade „Bachelor ...“, oder 
„Master ...“, jeweils mit dem im Curriculum festge-
legten Zusatz zu verleihen, wenn diese akademi-
schen Grade in den Curricula festgelegt sind. 

(13) Absolventinnen und Absolventen, die vor 
In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 74/2006 aufgrund eines abgeschlossenen Bakka-
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laureats- oder Magisterstudiums das Recht zur Füh-
rung eines akademischen Grades 
„Bakkalaurea/Bakkalaureus ...“, oder 
„Magistra/Magister ...“, jeweils mit einem Zusatz, 
sowie „Diplom-Ingenieurin/Diplom-Ingenieur“, 
erworben haben, sind berechtigt, anstelle dieser 
akademischen Grade die akademischen Grade „Ba-
chelor …“ oder „Master …“, jeweils mit dem im Cur-
riculum festgelegten Zusatz zu führen, wenn diese 
akademischen Grade in den Curricula festgelegt 
sind. Auf Antrag hat die Universität, die den akade-
mischen Grad verliehen hat, darüber eine Bestäti-
gung auszustellen. 

(14) Auf Anträge auf Anerkennung von Disserta-
tionen gemäß § 85, die vor dem In-Kraft-Treten des 
§ 85 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 74/2006 anhängig gemacht wurden, ist § 85 in 
der bis dahin geltenden Fassung anzuwenden. 

(15) Ordentliche Studierende, die Doktoratsstu-
dien betreiben, welche mit einem Arbeitsaufwand 
von mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkten vor 
dem In-Kraft-Treten des § 54 Abs. 4 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2006 eingerich-
tet wurden, sind berechtigt, diese Studien bis längs-
tens 30. September 2017 nach diesen Vorschriften 
abzuschließen. Ab dem Studienjahr 2009/10 darf 
eine Zulassung zu einem Doktoratsstudium, dessen 
Mindeststudiendauer weniger als drei Jahre beträgt, 
nicht mehr erfolgen. 

Anwendung der UBVO 1998 

§ 124a. Die Universitätsberechtigungsverord-
nung - UBVO 1998, BGBl. II Nr. 44, ist sinngemäß 
auch für Reifezeugnisse anzuwenden, die nicht in 
Österreich ausgestellt wurden. 

Ergänzende Bestimmungen für die Zulassung 
zu den vom deutschen Numerus Clausus be­
troffenen Studien 

§ 124b. (1) Das Rektorat kann in den Bachelor-, 
Master-, Diplom- und Doktoratsstudien, die von den 
deutschen bundesweiten Numerus-Clausus-Studien 
Medizin, Psychologie, Tiermedizin und Zahnmedizin 
betroffen sind, den Zugang entweder durch ein Auf-
nahmeverfahren vor der Zulassung oder durch die 
Auswahl der Studierenden bis längstens zwei Semes-
ter nach der Zulassung beschränken. Vor dieser 
Festlegung ist dem Senat Gelegenheit zu einer Stel-
lungnahme zu geben, die innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen erstattet werden muss. Die Festlegung 
samt allfälliger Stellungnahme des Senats hat das 
Rektorat dem Universitätsrat zur Genehmigung 
vorzulegen. Entscheidet der Universitätsrat nicht 
innerhalb von vier Wochen ab Vorlage, gilt die Fest-
legung als genehmigt. 

(2) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
81/2009) 

(3) Sofern in den Auswahlverfahren Prüfungen 
vorgesehen sind, gelten für die Wiederholungen die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. Auch die 

Wiederholung positiv beurteilter Prüfungen ist zu-
lässig. Prüfungstermine sind grundsätzlich einmal 
im Semester anzubieten. § 54 Abs. 8 ist nicht anzu-
wenden. 

(4) § 124b Abs. 1 gilt für alle Studierenden der 
Humanmedizin, Zahnmedizin, der Medizinischen 
Studien und Veterinärmedizinischen Studien und 
des Studiums Psychologie unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit, die ab dem Beginn der Zulas-
sungsfrist für das Wintersemester 2009/2010 zum 
Studium zugelassen werden. 

(5) In den Studien Human- und Zahnmedizin 
ist das Recht auf Bildung und Zugang zur Hoch-
schulbildung der Inhaberinnen und Inhaber in Ös-
terreich ausgestellter Reifezeugnisse durch erhöhten 
Zustrom von Inhaberinnen und Inhabern nicht in 
Österreich ausgestellter Reifezeugnisse stark be-
schränkt und die öffentliche Gesundheit einschließ-
lich der Wahrung einer ausgewogenen, allen zugäng-
lichen und auf hohem Niveau stehenden ärztlichen 
Versorgung der Bevölkerung beeinträchtigt. Unbe-
schadet der Aufnahmeverfahren gemäß Abs. 1 sind 
zum Schutz der Homogenität des Bildungssystems 
in den genannten Studien 95 vH der jeweiligen Ge-
samtstudienplätze für Studienanfängerinnen und 
Studienanfänger den EU-Bürgerinnen und EU-
Bürgern und ihnen im Hinblick auf den Studienzu-
gang gleichgestellte Personen vorbehalten. 75 vH der 
jeweiligen Gesamtstudienplätze für Studienanfänge-
rinnen und Studienanfänger stehen den Inhaberin-
nen und Inhabern in Österreich ausgestellter Reife-
zeugnisse zur Verfügung. 

(6) Die Bundesregierung kann auf Vorschlag der 
Bundesministerin oder des Bundesministers in ei-
nem Studium, das von einem am 1. Oktober 2009 
bestehenden deutschen Numerus-Clausus-Studium 
betroffen ist, auf Antrag aller Universitäten, an de-
nen das betreffende Studium angeboten wird, durch 
Verordnung eine Zahl an Studienplätzen für Studi-
enanfängerinnen und Studienanfänger festsetzen 
und die Rektorate ermächtigen, ein qualitatives Auf-
nahmeverfahren festzulegen, wenn durch die erhöh-
te Nachfrage ausländischer Staatsangehöriger die 
Studienbedingungen in diesen Studien unvertretbar 
sind. Vor dem Antrag des Rektorates der jeweiligen 
Universität ist dem Senat Gelegenheit zu einer Stel-
lungnahme zu geben, die innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen erstattet werden muss. Die Mindest-
zahl an Studienplätzen darf die durchschnittliche 
Anzahl der Studierenden dieses Studiums der drei 
Jahre vor der Festsetzung nicht unterschreiten. 
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7. Abschnitt: In­Kraft­Treten und Voll­
ziehung 

Verweisungen 

§ 142. (1) Die Bezeichnungen “Bundesministe-
rin” oder “Bundesminister” in diesem Bundesgesetz 
beziehen sich, soweit nicht ausdrücklich anderes 
angeführt ist, auf die Bundesministerin oder den 
Bundesminister, die oder der für die Angelegenhei-
ten der Universitäten zuständig ist. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese Bundesge-
setze in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(3) Wird in anderen Bundesgesetzen auf Be-
stimmungen verwiesen, an deren Stelle mit dem In-
Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes neue Bestim-
mungen wirksam werden, sind diese Verweisungen 
auf die entsprechenden neuen Bestimmungen zu 
beziehen. 

In­Kraft­Treten und Außer­Kraft­Treten von 
Rechtsvorschriften 

§ 143. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes treten mit 1. Oktober 2002 in Kraft, soweit im 
Folgenden nicht anderes bestimmt ist. 

(2) Der II. Teil dieses Bundesgesetzes tritt mit 
1. Jänner 2004 in Kraft. 

(3) Die §§ 120 bis 122 treten mit dem auf die 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(4) Die Bestimmungen des UOG 1993 mit Aus-
nahme der Verfassungsbestimmungen treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2003 außer Kraft. 

(5) Die Bestimmungen des KUOG mit Ausnah-
me der Verfassungsbestimmungen treten mit Ablauf 
des 31. Dezember 2003 außer Kraft. 

(6) Das Bundesgesetz über die Abgeltung von 
wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten 
an Universitäten und Universitäten der Künste, 
BGBl. Nr. 463/1974, tritt, soweit nicht die §§ 132 
Abs. 2 und 133 Abs. 3 anderes bestimmen, mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2003 außer Kraft. 

(7) Das Hochschul-Taxengesetz 1972, BGBl. 
Nr. 76/1972, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2003 
außer Kraft. 

(8) § 112 tritt mit 1. Oktober 2016 außer Kraft. 

(9) Die Bestimmungen des Universitäts-
Studiengesetzes (UniStG) mit Ausnahme der Verfas-
sungsbestimmungen treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2003 außer Kraft. 

(10) Das Inhaltsverzeichnis, § 13 Abs. 1 bis 3 
und Abs. 8 bis 10, § 13a, § 31 Abs. 4, § 32 Abs. 1 ers-
ter Satz und Abs. 2, § 94 Abs. 1 und 3, § 122 Abs. 2 
Z 5, 9, 10 und 11, § 135 Abs. 3 sowie § 141 Abs. 3 und 
7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 96/2004 treten mit 1. Oktober 2004 in Kraft. 

(11) § 124b in der Fassung BGBl. I Nr. 87/2007 
tritt mit Ablauf des 30. Juni 2009 außer Kraft. 

(12) § 61 Abs. 1 und Abs. 2, § 91 Abs. 1 und 
Abs. 2 sowie § 92 Abs. 1 Ziffer 4 bis 6, sowie § 141 
Abs. 8 und 9 sowie § 143 Abs. 11 des Bundesgesetzes 
in der Fassung BGBl. I Nr. 134/2008 treten mit 
1. Jänner 2009 in Kraft, §124b des Bundesgesetzes 
in der Fassung BGBl. I Nr. 134/2008 tritt mit 1. Juli 
2009 in Kraft. 

(12) Die Überschrift, das Inhaltsverzeichnis, die 
§§ 5, 9, 10, 11, 12, 13, 15, 16, 19, 20, 21, 22, 23, 23a, 
23b, 24, 25, 29, 32, 42, 43, 45, 46, 49, 51, 54 Abs. 3, 
Abs. 3a, Abs. 5, Abs. 9, Abs. 9a, Abs. 10, Abs. 11 und 
Abs. 12, 56, 59, 60, 61, 63, 64, 65, 66, 67, 78, 79, 85, 
86, 87, 91, 92, 98, 99, 100, 103, 107, 108a, 109, 119, 
124, 124b, 125, 128, und 141 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 81/2009 treten mit 
1. Oktober 2009 in Kraft. 

(13) § 64a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2009 tritt mit 1. Oktober 2010 in 
Kraft. Verordnungen aufgrund des § 64a dürfen 
bereits vor dem 1. Oktober 2010 erlassen werden, sie 
dürfen aber frühestens mit 1. Oktober 2010 in Kraft 
treten. 

(14) Das Bundesgesetz über die Erlangung stu-
dienrichtungsbezogener Studienberechtigungen an 
Universitäten und Hochschulen künstlerischer Rich-
tung (Studienberechtigungsgesetz – StudBerG), 
BGBl. Nr. 292/1985, tritt mit Ablauf des 30. Sep-
tember 2010 außer Kraft. Es ist jedoch auf Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die vor dem 1. Oktober 2010 
bereits zur Studienberechtigungsprüfung zugelassen 
waren, bis zum Ablauf des 30. September 2012 wei-
terhin anzuwenden. 

(15) § 54 Abs. 2 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 81/2009 tritt mit 1. Oktober 2012 
in Kraft. 

(16) Die Funktionsperiode der am 1. Oktober 
2009 bestehenden Universitätsräte endet mit Ablauf 
des 28. Februar 2013. 

(17) Die Funktionsperiode der am 1. Jänner 
2010 bestehenden Senate endet mit Ablauf des 
30. September 2010. Diese Senate haben die Größe 
der neuen Senate gemäß § 25 Abs. 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2009 rechtzeitig 
vor Ablauf der Funktionsperiode festzulegen; kommt 
ein Beschluss nicht zustande, besteht der Senat aus 
18 Mitgliedern. Für die Wahlen zum Senat, die im 
Jahr 2009 stattfinden, sind die am 1. Jänner 2009 
gültigen Bestimmungen weiterhin anzuwenden. Für 
die Konstituierung von Senaten ab dem 1. Jänner 
2010, ist § 25 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2009 anzuwenden. 

(18) Organe und Gremien, die am 1. Oktober 
2009 konstituiert sind, gelten in Hinblick auf die 
sinngemäße Anwendung des Bundes-
Gleichbehandlungsgesetzes als gesetzeskonform 
zusammengesetzt. 

(19) Auf Anträge auf Anerkennung von Diplom- 
und Masterarbeiten bzw. künstlerische Diplom- und 
Masterarbeiten, die vor dem 1. Jänner 2011 gestellt 
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wurden, ist § 85 in der Fassung des Tages vor dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2009 weiterhin anzuwenden. 

(20) Verfahren für die Wahl der Funktion der 
Rektorin oder des Rektors, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2009 bereits durch Übermittlung der Aus-
schreibung an den Universitätsrat zur Stellungnah-
me eingeleitet wurden, sind nach den Bestimmun-
gen für die Wahl der Rektorin oder des Rektors in 
der Fassung des Tages vor dem Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2009 fortzuführen. 

(21) Bis zum 1. Oktober 2013 ist für jedes an der 
Universität eingerichtete Bachelorstudium im Curri-
culum ein Qualifikationsprofil zu erstellen und im 
Mitteilungsblatt zu verlautbaren. Ist der Senat bei 
der Erlassung des Qualifikationsprofils säumig, hat 
der Universitätsrat von Amts wegen ein Qualifikati-
onsprofil zu erstellen. Ist der Universitätsrat säumig, 
hat die Bundesministerin oder der Bundesminister 
die Ersatzvornahme vorzunehmen. 

(22) Bis zum 1. Oktober 2011 ist für jedes an der 
Universität eingerichtete Diplom- und Bachelorstu-
dium, zu dessen Zulassung keine besonderen gesetz-
lichen Regelungen bestehen, im Curriculum eine 
Studieneingangs- und Orientierungsphase gemäß 
§ 66 zu definieren und im Mitteilungsblatt zu ver-
lautbaren. § 66 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2009 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2016 außer Kraft. Die Bundesministe-
rin oder der Bundesminister hat die Auswirkungen 
der Studieneingangs- und Orientierungsphase in 
Zusammenarbeit mit den Universitäten zu evaluie-
ren und dem Nationalrat spätestens im Dezember 
2015 einen Bericht über das Ergebnis der Evaluie-
rung vorzulegen. 

(23) Die Regelungen über die Zulassungsvo-
raussetzungen zu Masterstudien und „PhD“-
Doktoratsstudien gemäß § 64 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2009 treten mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2016 außer Kraft. Die Bun-
desministerin oder der Bundesminister hat die Aus-
wirkungen der Zulassungsvoraussetzungen gemäß 
§ 64 in Zusammenarbeit mit den Universitäten zu 
evaluieren und dem Nationalrat spätestens im De-
zember 2015 einen Bericht über das Ergebnis der 
Evaluierung vorzulegen. 

(24) § 124b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2009 tritt mit 1. Juli 2009 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2016 außer Kraft. 
Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat 
die Auswirkungen des § 124b auf die Anzahl der 
Studierenden zu evaluieren und dem Nationalrat 
spätestens im Dezember 2015 einen Bericht über das 
Ergebnis der Evaluierung vorzulegen. 

(25) § 29 Abs. 5 letzter Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2009 ist nur auf jene 
Vereinbarungen über die Zusammenarbeit anzu-
wenden, die nach dem Inkrafttreten dieser Bestim-
mung abgeschlossen werden. 

(26) Personen, die am 30. September 2009 als 
Universitätsprofessorin oder Universitätsprofessor 
gemäß § 99 aufgenommen sind, haben das Recht, 
Anträge auf Verlängerung ihrer Bestellung zu stel-
len, wobei insgesamt eine Bestellungsdauer von bis 
zu fünf Jahren zulässig ist. 

(27) § 60 Abs. 1b sowie § 66 Abs. 1 und 1a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 13/2011 
sind auf Studierende, die das Studium ab dem Win-
tersemester 2011/2012 beginnen, anzuwenden. 

(28) § 66 Abs. 1 und 1a in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 13/2011 treten mit Ablauf 
des 30. September 2014 außer Kraft. 

(29) § 12 Abs. 2, Abs. 3 erster Satz und Abs. 5 
bis 9 in der Fassung des 2. Stabilitätsgesetzes 2012, 
BGBl. I Nr. 35/2012, treten mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft, wobei die im Jahr 2012 stattfindenden Ver-
handlungen für die Leistungsvereinbarungen der 
Leistungsvereinbarungsperiode 2013 bis 2015 sowie 
deren Abschlüsse bereits in Hinblick auf die ab 
1. Jänner 2013 geltenden Rechtslage erfolgen. Die 
Verordnung gemäß § 12 Abs. 9 in der Fassung des 
2. Stabilitätsgesetzes 2012 kann bereits vor dem 
1. Jänner 2013 erlassen werden, sie darf aber frühes-
tens mit 1. Jänner 2013 in Kraft treten. 

(29) § 61 Abs. 1, 2 und 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 52/2012 sind erstmalig 
für das Wintersemester 2012/2013 anzuwenden. § 
90 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 52/2012 ist auf Nostrifizierungsanträge anzu-
wenden, die nach dem 1. Mai 2012 gestellt werden. 


